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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift "Pfälzerst raße-Südost", VH  26 
 
Stadtgebiet zwischen Pfälzerstraße, Sandanger, Hafenbahn und Freiluftumspannanlage (Ge-
ltungsbereich A) sowie zwischen der BAB 391, Maulbeerweg und dem Grundstück Gemarkung 
Hagen, Flur 12, Flurstück 5/1 (Geltungsbereich B) 
 
 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 
 
"1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. 

§ 4 (2) Baugesetzbuch BauGB sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen der Verwaltung gem. 
den Anlagen 5 und 6 zu behandeln. 

  2. Der Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift „Pfälzerstraße-Südost“, VH 26, wird in der 
während der Sitzung ausgehängten Fassung gem. § 10 (1) BauGB als Satzung beschlos-
sen. 

  3. Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen." 
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Aufstellungsbeschluss und Planungsziel 
 
Planungsziel des Bebauungsplanes ist zum einen, die Fläche östlich der Pfälzerstraße einer sinn-
vollen Nutzung zuzuführen und zum anderen, eine künftige Erweiterung des von BS|ENERGY 
betriebenen Heizkraftwerkes zu ermöglichen. Die unmittelbare Nähe der zu entwickelnden Fläche 
zum westlich gelegenen Wohngebiet schränkt die Nutzung des Gebietes hinsichtlich der mögli-
chen Lärmentwicklung ein. 
 
Der Stadtbezirksrat Veltenhof hatte 1993 die Verwaltung aufgefordert, die Bebauungsmöglichkei-
ten der Fläche entlang der Pfälzerstraße für eine Wohnnutzung zu überprüfen. Am 22. April 1997 
fasste der Verwaltungsausschuss der Stadt Braunschweig den Planungsbeschluss für den Be-
bauungsplan Pfälzerstraße-Südost. Erste Prüfungen ergaben, dass die Fläche für Wohnnutzung 
wegen der hohen Lärmbelastung durch den Verkehr auf der Pfälzerstraße nicht in Frage kommt. 
Auch die künftige Nutzung des Gebietes hat dem Schutzanspruch des bereits bestehenden 
Wohngebietes westlich der Pfälzerstraße Rechnung zu tragen. 
 
Aufgrund der gegenwärtigen energiewirtschaftlichen Bedingungen verfolgt BS|ENERGY derzeit 
keine konkreten Absichten zur Erweiterung des Heizkraftwerkes und verschiebt diese bis zur 
Verbesserung der Wirtschaftslage und entsprechender Rahmenbedingungen auf einen zukünfti-
gen Zeitpunkt. Zur Sicherung der langfristigen Planungsziele der BS|ENERGY und zur städte-
baulichen Regelung der übrigen in privater Hand befindlichen Flächen im Geltungsbereich wird 
der Satzungsbeschluss zum gegenwärtigen Zeitpunkt empfohlen. 
 
Die eigentliche Erweiterung des Heizkraftwerkes soll möglicherweise später auf dem bisherigen 
Betriebsgelände außerhalb des Bebauungsplangebietes stattfinden; die Sondergebietsfläche 
innerhalb des Geltungsbereiches wird gemäß den Planungen von BS|ENERGY ausschließlich für 
Lagerhaltung und Tanks vorgesehen werden. 
 
Das Planungsgebiet (Geltungsbereich A mit 7,22 ha) befindet sich im Südosten des Braun-
schweiger Ortsteils Veltenhof und wird von der Pfälzerstraße, der Straße Sandanger, den Bahn-
anlagen, der Umspannstation und dem Grundstück Gemarkung Rühme, Flur 4, Flurstück 82/17 
begrenzt. Das Planungsgebiet soll einer Bebauung als Gewerbegebiet bzw. Sondergebiet für 
Versorgungsanlangen des Heizkraftwerkes sowie der erforderlichen Ausgleichsflächen zugeführt 
werden. Weitere Ausgleichsflächen sind mit 1,63 ha im Geltungsbereich B festgesetzt. Die be-
stehende Mischgebietsnutzung im Nordwesten wird als solche in den Bebauungsplan aufge-
nommen. 
 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 
Die Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB wurde vom 17. September 2010 bis zum 19. Oktober 2010 
durchgeführt. 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 5 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen. 
 
Stellungnahmen, die zu einer wesentlichen Änderung der Planung geführt hätten, wurden nicht 
vorgelegt. 
 
Der zuständige Ortsheimatpfleger hat in seiner Stellungnahme erneut darauf aufmerksam ge-
macht, dass sich Teile der ehemaligen Braunschweiger Landwehr im Geltungsbereich befinden. 
Zwar blieb eine Untersuchung des Niedersächsischen Landesamtes für Denkmalpflege ohne 
Befund, dennoch ist nicht auszuschließen, dass Reste der historischen Landwehr oder damit in 
Verbindung stehende Befunde bei Erdarbeiten zu Tage treten können. Aus diesem Grund wird 
eine baubegleitende archäologische Beobachtung empfohlen. Ein entsprechender Hinweis wurde 
in den Textlichen Festsetzungen, Teil E, ergänzt. 
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Diese redaktionelle Ergänzung bedingt keine erneute Auslegung. 
 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Am 10. Juli 2012 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen und 
in der Zeit vom 20. Juli 2012 bis 20. August 2012 durchgeführt. 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen. 
 
Stellungnahmen, die zu einer wesentlichen Änderung der Planung geführt hätten, wurden nicht 
vorgelegt.  
 
 
Empfehlung 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 5 und 6 aufgeführten Stellungnahmen den Vor-
schlägen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit örtlicher Bau-
vorschrift „Pfälzerstraße-Südost, VH 26, als Satzung sowie die Begründung mit Umweltbericht zu 
beschließen. 
 
Die Zuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG. 
 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Übersichtskarte zur Lage der Geltungsbereiche A und B im Stadtgebiet 
Anlage 2.1: Zeichnerische Festsetzungen (Geltungsbereich A) 
Anlage 2.2: Zeichnerische Festsetzungen (Geltungsbereich B) 
Anlage 2.3: Planzeichenerklärungen 
Anlage 3: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 4: Begründung mit Umweltbericht 
Anlage 5: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
 Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB  
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) 

BauGB 
 
 
i. V. 
 
gez. 
 
Leuer 
 





 
Bebauungsplan Pfälzerstraße-Südost, VH 26  Textliche Festsetzungen, Stand: 31. Juli 2013 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 


 


 
 Anlage 3 
 31. Juli 2013 
 


Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Pfälzerstraße Südost VH 26 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
 
A Städtebau 


 
gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1 Mischgebiet MI 
 
1.1 Zulässig sind 


- Wohngebäude, 
- Geschäfts- und Bürogebäude, 
- Schank- und Speisewirtschaften sowie Be-


triebe des Beherbergungsgewerbes und Ge-
werbebetriebe. 


 
1.2 Ausnahmsweise können zugelassen werden 


- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke und 


- Anlagen für Verwaltungen. 
 


1.3 Nicht zulässig sind insbesondere 
- Einzelhandelsbetriebe, 
- Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellähn-


liche Betriebe sowie Wohnungsprostitution, 
- Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 
 


2 Gewerbegebiete GE 1 und GE 2 
 
2.1 Zulässig sind  


- Gewerbebetriebe außer die in Ziffer 2.3 als 
nicht zulässig aufgeführten Betriebe, 


- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
und öffentliche Betriebe. 


 
2.2 In den Gewerbegebieten GE 1 und GE 2 können 


ausnahmsweise zugelassen werden 
- eine Wohnung je Betrieb als betriebsbeding-


tes Wohnen für Aufsichtspersonen, Bereit-
schaftspersonen, Betriebsinhaber oder Be-
triebsleiter, sofern sich die Wohnung dem 
Gewerbebetrieb gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse deutlich unterordnet und in 
das Betriebsgebäude integriert ist. 


- Verkaufs- und/oder Ausstellungsflächen, so-
fern sie in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der am Standort erfolgenden Herstellung oder 
Weiterverarbeitung von Waren und Gütern 
stehen, in eine bauliche Anlage integriert sind, 
die mit der gewerbsmäßigen Herstellung oder 
Weiterverarbeitung im Zusammenhang steht 
und sich dem Gewerbebetrieb in Grundfläche 
und Baumasse unterordnet und in das Be-
triebsgebäude integriert ist. 


 


 Innerhalb der ausnahmsweise zulässigen Ver-
kaufs- und/oder Ausstellungsflächen sind folgen-
de Warengruppen unzulässig: 


- Antiquitäten, Kunstgegenstände, 
- Arzneimittel, medizinische Produkte, 
- Baby-/Kinderartikel (außer Kinderwagen/-


sitze), 
- Bastel-/Hobbybedarf, 
- Bekleidung, 
- Beleuchtungskörper, 
- Blumen (Schnitt- und Topfpflanzen), 
- Briefmarken, 
- Brillen, -zubehör, optische und akustische 


Erzeugnisse, 
- Bücher, 
- Bürobedarf, 
- Computer (PC), -zubehör, 
- Drogerie-, Parfümeriewaren, Kosmetika, 
- Elektrohaushaltsgeräte, 
- Fahrräder und Zubehör, 
- Foto-, Filmgeräte und Zubehör, 
- Geschenkartikel, 
- Glas, Porzellan, Keramik, 
- Handarbeitsartikel, Strick- und Kurzwaren, 
- Haushaltswaren, Hausrat, 
- Heimtextilien, Bettwaren, 
- kunstgewerbliche Erzeugnisse, 
- Kürschnerwaren, 
- Lebensmittel: Nahrungs- und Genussmittel, 


Getränke, 
- Lederwaren, 
- Musikinstrumente, Musikalien, 
- Papier-/Schreibwaren, Schulbedarf, 
- Sanitäts- und Orthopädieartikel, 
- Schuhe, 
- Spielwaren, 
- Sportartikel, kleinteilige Sportgeräte, 
- Teppiche, 
- Uhren, Schmuck, Edelmetallwaren, 
- Unterhaltungselektronik, Bild- und Tonträ-


ger, 
- Tabakwaren und Zubehör, 
- Wäsche, 
- Zeitungen, Zeitschriften. 


 
2.3 Nicht zulässig sind insbesondere  


- Gartenbaubetriebe und Tankstellen, 
- Vergnügungsstätten, Bordelle undbordellähn-


liche Betriebe, 
- Lagerplätze und –hallen, 
- Einzelhandelsbetriebe und 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-


sundheitliche und sportliche Zwecke. 
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3 Sondergebiet Versorgungsanlagen 
 
Das Sondergebiet Versorgungsanlagen dient der 
Ansiedlung von Betrieben und Anlagen, die für 
die Versorgung mit Energie aus unterschiedlichen 
Energieträgern erforderlich sind. 
 
Zulässig sind: 
- Anlagen für die Lagerung, Speicherung und 


Transport von Energieträgern, 
- Anlagen für die Energieumwandlung und 
- Anlagen zum Emissionsschutz. 


 
 
II Maß der baulichen Nutzung 
 
Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche für das 
Sondergebiet bleiben die festgesetzten Flächen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft A1 und A2 unberücksichtigt.  


 
 


III Höhen baulicher Anlagen 
 
Als Gebäudehöhe im Sinne dieser Festsetzungen ist 
der Abstand zwischen dem höchsten Gebäudeteil und 
dem Schnittpunkt der Fassade und dem gewachsenen 
Terrain definiert. 
 
 
IV Überbaubare Grundstücksflächen 
 
1 Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 


sind Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 
gemäß § 14 BauNVO mit Ausnahme von Müll-
tonnenstandplätzen unzulässig. 


 
2 Garagen, offene Garagen (Carports) und Stell-


plätze müssen an ihrer Zufahrtsseite einen Ab-
stand von mindestens 5,0 m von der öffentlichen 
Verkehrsfläche halten. 


 
 
V Grünordnung 
 
1 Begrünung Öffentlicher Flächen 
 
1.1 Die öffentliche Grünfläche  1  mit der Zweckbe-


stimmung Parkanlage ist als naturnahe Fläche 
mit Wiesen- und Sukzessionsbereichen sowie 
Gehölzgruppen und Bäumen zu erhalten und zu 
entwickeln. Dabei sind mindestens 40 % der Flä-
che als extensive Wiesenstruktur zu erhalten. Die 
Trafostation und die unterirdische Kabeltrasse 
sind von Bepflanzung durch Gehölze freizuhalten. 


 
1.2 In der Pfälzerstraße sind an den im Plan gekenn-


zeichneten Standorten in Höhe der öffentlichen 
Grünfläche zwei großkronige Laubbäume zu 
pflanzen. 


 
2 Begrünung der Mischgebiets- und Gewerbege-


bietsflächen 
 


2.1 In den Gewerbegebieten GE 1 und GE 2 sowie 
im Mischgebiet MI sind mindestens 20% der 
Grundstücksfläche vollflächig und qualifiziert zu 
begrünen und zwar mit einem mindestens 
mittelkronigen Laubbaum und 5 Sträuchern je 
angefangene 100 m² (z.B. mit Hartriegel, Hasel, 
Schlehe, Liguster, Heckenrose, Weißdorn, 


Schneeball, Holunder, Pfaffenhütchen oder He-
ckenkirsche). Einzelflächen müssen eine Min-
destgröße von 50 m² Größe bei einer Mindest-
breite von 3,0 m aufweisen. Die gemäß textlichen 
Festsetzungen AV 2.2 begrünten Flächen sind 
hierauf anrechenbar. 


 
2.2 Im Mischgebiet MI und im Gewerbegebiet GE 1 


ist innerhalb der festgesetzten Fläche für An-
pflanzungen auf einem Streifen entlang der 
Pfälzerstraße eine durchgehende, mindestens 
1,0 m breite und mindestens 1,2 m hohe Anpflan-
zung in Form einer geschnittenen oder frei wach-
senden Hecke herzustellen. Je angefangene 25 
laufende Meter dieser Anpflanzung ist zusätzlich 
mindestens 1 mittelkroniger Laubbaum zu pflan-
zen. Unterbrechungen der Anpflanzung durch er-
forderliche Grundstücksein- und Ausfahrten sind 
pro Grundstück bis zu einer Länge von maximal 
8,0 m zulässig.  


 
3 Begrünung der Sondergebietsflächen 
 
3.1 80 % der mit  2  gekennzeichneten Fläche für 


Anpflanzungen und Erhaltung sind als extensiv 
zu pflegende Wiesenfläche trocken magerer 
Standorte dauerhaft zu erhalten. 10% der Fläche 
sind mit Gehölzgruppen aus Arten wie z. B. 
Hundsrose,  Brombeere, Weißdorn zu bepflan-
zen, die restlichen 10 % sind mit mittel- bis 
großkronigen Laubbäumen wie z. B. Stieleiche, 
Birke, Eberesche zu bepflanzen.  


 
3.2 Die sieben zum Erhalt festgesetzten Eichen ent-


lang der Straße Sandanger sind dauerhaft zu er-
halten. Bei Abgang einzelner Bäume sind diese 
an annähernd gleicher Stelle mit der gleichen 
Gehölzart nachzupflanzen. Abweichungen hin-
sichtlich Standort und Gehölzart sind dabei zu-
lässig, wenn die Schutzansprüche der 110 kV-
Leitung dies erfordern. 


 
3.3 Innerhalb der mit  2  gekennzeichneten Fläche 


für Anpflanzung und Erhalt ist die gekennzeichne-
te Sichtfläche längs dem Bahngleis in einem 
Höhenbereich von 1,5 bis 4,0 m über Schieben-
oberkante und längs der Straße in einem Höhen-
bereich von 1,0 bis 2,5 m über Straßenoberkante 
von Bepflanzung freizuhalten. 


 
3.4 Auf der mit  3  gekennzeichneten Fläche für An-


pflanzungen und Erhaltung sind 50 % der Fläche 
als extensiv zu pflegende Wiesenfläche trocken-
magerer Standorte dauerhaft zu erhalten. 50% 
der Fläche ist gruppenweise mit Gehölzen wie z. 
B. Hundsrose, Brombeere, Hartriegel, Schlehe, 
Eberesche, Hainbuche zu bepflanzen.  


 
3.5 Entlang der mit  A  und  B  markierten Linie 


(ehemalige Landwehr) ist eine Reihe von mindes-
tens 15 Obstbaumhochstämmen in einem regel-
mäßigen Rhythmus zu pflanzen. Die Obstbaum-
reihe darf zur internen Erschließung der Sonder-
baufläche für eine Länge von maximal zweimal 
20,0 m unter Wegfall von maximal 2 Obstbaum-
hochstämmen unterbrochen werden. 


 
4 Stellplatzanlagen 
 


Auf neu anzulegenden Stellplatzanlagen mit min-
destens 6 Stellplätzen ist je 6 Stellplätze ein min-
destens mittelkroniger Laubbaum zu pflanzen. 
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Bei Anlagen mit mehr als 10 Stellplätzen sind die 
Bäume gestalterisch in die Anlage zu integrieren. 


 
5 Ausführung der Begrünung auf öffentlichen und 


privaten Flächen 
 
5.1 Für die anzupflanzenden Bäume auf öffentlichen 


Verkehrsflächen und privaten Stellplatzanlagen 
ist je Baum eine offene Vegetationsfläche von in 
der Regel mindestens 2,0 m Breite und mindes-
tens 9 m² Fläche vorzusehen. Die Flächen sind 
dauerhaft zu begrünen und nachhaltig gegen 
Überfahren zu schützen. 
 


5.2 Die anzupflanzenden Bäume sind als Hoch-
stämme mit folgenden Mindeststammumfängen 
(StU), gemessen in 1,0 m Höhe, zu pfl   anzen: 
- auf Privatgrundstücken: Laubbäume mit ei-


nem StU 16 bis 18 cm, Obstbäume 10 bis 
12 cm; 


- auf öffentlichen Straßenverkehrsflächen: 
Laubbäume mit einem StU 20 bis 25 cm; 


- auf öffentlichen Grünflächen: Laubbäume mit 
einem StU 18 bis 20 cm, Obstbäume 10 bis 
12 cm; 


- die festgesetzten Sträucher sind mit einer 
Mindesthöhe von 1,0 m zu pflanzen.  


Es sind überwiegend heimische Gehölze zu ver-
wenden. 


 
5.3 Die Anpflanzungen sind fachgerecht auszufüh-


ren, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu er-
setzen. 
 


5.4 Die gemäß den zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen zur Begrünung vorzusehenden 
Grundstücksflächen müssen bis zur Ingebrauch-
nahme der baulichen Anlagen ausgebaut sein. 
Sie sind spätestens in der nächstfolgenden 
Pflanzperiode abschließend gemäß den Festset-
zungen zu begrünen. 
 


5.5 Anpflanzungen und sonstige Begrünungen auf 
öffentlichen Flächen sind mit einer 2-jährigen 
Entwicklungspflege im Anschluss an die Fertig-
stellungspflege auszuführen. 


 
 
VI Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 


Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
 
Auf Grund des Bebauungsplanes sind Eingriffe in Na-
tur und Landschaft zu erwarten. Zum Ausgleich dieser 
Eingriffe werden im Sinne von § 18 BNatSchG folgen-
de Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt: 
 
Geltungsbereich A 
 
Das Flurstück 82/2, Flur 4, Gemarkung Rühme ist 
durch folgende Maßnahmen im Sinne von Natur und 
Landschaft zu entwickeln: 
 
1.1 Die mit  A 1  bezeichnete Fläche ist durch Mahd, 


Entbuschung und Ausmagerung dauerhaft als ei-
ne extensive Wiesenfläche magerer Standorte zu 
entwickeln. 


 
1.2 Auf der mit  A 2  gekennzeichneten Teilfläche 


werden folgende Ausgleichsmaßnahmen festge-
setzt: 


- 60% der Fläche sind durch Mahd, Ent-
buschung und Ausmagerung dauerhaft als ei-
ne extensive Wiesenfläche magerer Standorte 
zu entwickeln. 


- 40 % der Fläche sind durch Pflanzung und 
gesteuerte Sukzession zu einem standortge-
rechten und artenreichen Wald mit Lichtun-
gen, Waldmantel und Saumzonen zu entwi-
ckeln. 


- Die Pflanzung ist mindestens mit Forstqualität 
nach forstlichen Standards durchzuführen. 


- Die festgesetzte Aufforstung inkl. der Saum-
zonen und Wiesenflächen ist mit einer 5-
jährigen Entwicklungspflege im Anschluss an 
die Fertigstellungspflege herzustellen. 


- Auf der mit  A 2  gekennzeichneten Fläche 
sind an den im Plan gekennzeichneten Stan-
dorten großkronige Laubbäume als Hoch-
stämme mit Stammumfang 20 bis 25 cm, ge-
messen in 1 m Höhe, zu pflanzen. Die Pflan-
zung ist mit einer 2-jährigen Entwicklungs-
pflege im Anschluss an die Fertigstellungs-
pflege auszuführen. Die Bäume sind bei Ab-
gang gleichwertig zu ersetzen. 


 
Geltungsbereich B 
 
1.3 Im Geltungsbereich B sind auf der mit  A 3  ge-


kennzeichneten Fläche folgende Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft durchzuführen: 
- Herstellung einer extensiv zu pflegenden 


Obstwiese mit 50 Obstbäumen und Pflanzung 
von Feldgehölzgruppen auf insgesamt 
2.000 m². 


- Die Obstbäume sind als Hochstämme mit ei-
nem Mindeststammumfang (StU) von 10 bis 
12 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, zu pflanzen. 


 
Im Geltungsbereich B sind auf der mit  A 4  ge-
kennzeichneten Fläche (Poolfläche) folgende 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
durchzuführen: 
- Herstellung einer 1.500 m² großen 


Feldgehölzfläche, dabei sind 70 % der Fläche 
über Sukzession zu entwickeln; 


- Die restliche Fläche ist als extensiv zu pfle-
gende Wiesen- und Saumfläche herzustellen 
und zu pflegen. 


 
Für die Flächen  A 3  und  A 4  gelten folgende 


Bestimmungen: 
- Die Sträucher für die Gehölzpflanzungen sind 


mit einer Mindesthöhe von 1,0 bis 1,5 m zu 
pflanzen. 


- Die Maßnahmen sind mit einer 2-jährigen 
Entwicklungspflege im Anschluss an die 
Fertigstellungspflege herzustellen. 


 
Geltungsbereiche A und B 
 
1.4 Die mit  A 1  gekennzeichnete Fläche wird als 


Ausgleichsfläche für das im Sondergebiet vor-
handene Biotop gemäß § 30 BNatSchG festge-
setzt. Eine Festlegung der im Falle der Aufhe-
bung oder Zerstörung des Biotops erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen wird im Rahmen der Ge-
nehmigung nach BNatSchG erfolgen. Ggf. nicht 
mehr benötigte Teile der mit  A 1  gekennzeich-
neten Ausgleichsfläche können anderen Verfah-
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ren zugeordnet werden. Bis zur Umsetzung die-
ser Ausgleichsmaßnahme ist die mit  A 1  ge-
kennzeichnete Ausgleichsfläche gemäß Textli-
cher Festsetzung VI 1.1 zu entwickeln. 
 


1.5 Die Maßnahmen auf der mit  A 2  gekennzeich-
neten Fläche in Geltungsbereich A und der       
mit  A 3  gekennzeichneten Fläche im Geltungs-
bereich B sind spätestens drei Jahre nach 
Rechtskraft des Bebauungsplanes durchzuführen 
und binnen zweier Jahre abzuschließen. Die 
Maßnahmen sind fachgerecht auszuführen und 
die Flächen dauerhaft im Sinne der Festsetzun-
gen zu erhalten. 


 
1.6 Die Ausgleichsflächen und -maßnahmen auf den 


mit  A 2  und  A 3  gekennzeichneten Flächen 
werden den nachfolgenden Flächen des Pla-
nungsgebiets im Sinne von § 9 Abs. 1a und § 
135a BauGB wie folgt zugeordnet: 


 
GE1 
GE2 
SO 
Öffentliche Verkehrsfläche 


17,73 % 
13,92 % 
67,44 % 
0,92 % 


 
 
VII Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Um-


welteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes 


 
1 Emissionsbeschränkungen 


 
Unter der Voraussetzung gleichmäßiger Schall-
abstrahlung und freier Schallausbreitung dürfen 
folgende immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel (IFSP, Lw“) nicht überschrit-
ten werden: 


 
Lw“ dB(A) 


Baugebiet 6 - 22 Uhr 22 - 6 Uhr 


MI 53 25 


GE 1 52 25 


GE 2 55 25 


SO  55 35 


 
Schallausbreitungsberechnungen sind gemäß 
DIN ISO 9613-2 anzufertigen. 
 
Von den in der Tabelle genannten Werten kann 
ausnahmsweise abgewichen werden, sofern durch 
ein schalltechnisches Gutachten der Nachweis erb-
racht wird, dass durch alternativ vorgesehene akti-
ve Lärmschutzmaßnahmen die jeweils festgesetz-
ten immissionswirksamen flächenbezogenen 
Schalleistungspegel in ihrer Gesamtwirkung nicht 
überschritten werden. 


 
2 Immissionsschutz 


 
2.1 Bei freier Schallausbreitung ist von folgendem 


Lärmpegelbereich gemäß DIN 4109 auszugehen: 
 


Gebiete Lärmpegel-
bereich 


maßgeblicher 
Außenlärmpegel 


MI 
GE 1 und 2 IV 66 bis 70 dB(A) 


 


2.2 Im Plangebiet sind passive Schallschutzmaß-
nahmen für Aufenthaltsräume nach den Bestim-
mungen für die im Bebauungsplan festgesetzten 
Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 „Schall-
schutz im Hochbau“ und gemäß VDI 2719 
„Schalldämmung von Fenstern und deren Zu-
satzeinrichtungen“ durchzuführen.  


 
2.3 Von den o.g. Festsetzungen kann ganz oder 


teilweise abgewichen werden, wenn nachgewie-
sen wird, dass der erforderliche Schallschutz auf 
andere Weise gewährleistet ist.  


 
2.4 Für Außenwohnbereiche (wie z.B. Terrassen, 


Balkone, Loggien) ist durch geeignete Maßnah-
men sicherzustellen, dass der maßgebende 
Orientierungswert gemäß DIN 18005 nicht über-
schritten wird. Ein rechnerischer Nachweis hierzu 
ist auf der Grundlage der schalltechnischen Re-
chenvorschrift RLS-90 „Richtlinie für den Lärm-
schutz an Straßen“ vorzulegen. 


 
 
VIII Sonstige Festsetzungen 
 
1 Die Ableitung von Niederschlagswasser von 


privaten Grundstücken darf maximal 15 l/s pro ha 
betragen. Regenwasserrückhaltebecken sind 
einzuplanen, jedoch nicht auf den Flächen, deren 
Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen 
belastet sind. 


 
2 Die Fläche für Anpflanzung und Erhalt entlang 


der Straße Sandanger kann für eine Notfall-
Feuerwehrzufahrt unterbrochen werden. Ferner 
kann sie an der Straße Sandanger durch eine Zu-
fahrt für ein Hinterliegergrundstück unterbrochen 
werden, sofern die Zufahrt eine maximale Breite 
von 3,50 m hat, entlang der nordöstlichen Grenze 
des Geltungsbereiches verläuft und nicht versie-
gelt wird. 


 
3 Entlang der Grundstücksgrenze des Sonderge-


biets in Richtung Bahngelände (Gleis) ist eine 
mindestens 1 m hohe Einfriedung ohne Öffnung 
herzustellen. 


 
 
B Örtliche Bauvorschrift 
 
gemäß §§ 80 und 84 NBauO in Verbindung mit § 9 
Abs. 4 BauGB 
 
 
I Geltungsbereich 
 
Die örtlichen Bauvorschriften für den Bebauungsplan 
„Pfälzerstraße-Südost“ beziehen sich auf den gesam-
ten Geltungsbereich. 
 
 
II Werbeanlagen 
 
1 Werbeanlagen sind nur als Werbung an der Stät-


te der Leistung zulässig. 
 
2 Werbeanlagen sind nur innerhalb der überbau-


baren Grundstücksflächen und nur bis zu einer 
Größe von maximal 1,0 x 2,0 m zulässig. 
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3 Ausnahmsweise ist außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen und innerhalb der Flächen 
für Anpflanzungen an Ein- und Ausfahrten von 
und zu öffentlichen Verkehrsflächen eine Werbe-
anlage je Grundstück zulässig, bei mehreren Be-
trieben auf einem Grundstück nur als Sammelan-
lage, sofern diese Anlage eine Fläche von maxi-
mal 4 m² nicht übersteigt. 


 
4 Anlagen mit sich turnusmäßig verändernder Wer-


bedarstellung, wie z.B. Prismenwendeanlagen, 
Rollbänder, Filmwände, CityLight-Boards und 
LCD-Bildschirme, sind unzulässig. 


 
 
III Einfriedungen 
 
1 In den Gebieten MI, GE 1 und GE 2 sind Einfrie-


dungen angrenzend an öffentliche Flächen nur 
wie folgt zulässig: 


 
- massiv, z. B. als Mauer, bis zu einer Höhe 


von max. 1,2 m. Oberhalb von 1,2 m dürfen 
diese Einfriedungen nur transparent ausge-
führt werden, z. B. mit Metallstäben. 


- transparent, z. B. als Stabgitter- oder Ma-
schendrahtzaun, 


- als Hecke aus Laubgehölzen oder 
- als Kombination aus Hecke und transparenter 


Einfriedung. 
 


2 Im Sondergebiet SO sind angrenzend an öffentli-
che Flächen nur transparente Einfriedungen, z. B. 
mit einem Maschendraht- oder Stabgitterzaun zu-
lässig. 


 
 
IV Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt, wer eine Baumaßnahme 
durchführt oder durchführen lässt, die den Gestal-
tungsfestsetzungen widerspricht. 
 
 
C Nachrichtliche Übernahme 
 
Innerhalb der Flurstücke 216/3, 216/1, 216/2 und 
275/216, Flur 6, Gemarkung Veltenhof befindet sich 
ein besonders geschütztes Biotop gemäß § 30 
BNatSchG. Für eine Bebauung dieser Biotopfläche 
sind eine Ausnahmegenehmigung durch die Untere 
Naturschutzbehörde sowie gesonderte Ausgleichs-
maßnahmen erforderlich. 
 
 
D Kennzeichnungen 
 
Für die gekennzeichneten Altlastenflächen gelten zum 
Schutz vor Gefahren folgende Einschränkungen: 
 
1 Sämtliche Gebäude sind unter der Sohle mit 


einer Drainageschicht, die seitlich an den Gebäu-
den hochgeführt wird, zu versehen, um evtl. Aus-
gasungen abzuführen (passive Gasdrainage). 


 
2 Bei unterkellerten Gebäuden ist der Baubereich 


vorab einer Detailuntersuchung zu unterziehen. 
Die Erkundungsarbeiten sollten sowohl die Ver-
bringung des Aushubmaterials (Abfallfrage), als 
auch die Frage von eventuell erforderlichen Ar-
beitsschutzmaßnahmen klären. Der Aufbau des 


Müllkörpers ist sehr heterogen, es ist mit soge-
nannten gefährlichen Abfällen zu rechnen. 
 


3 Eine Nutzung des Grundwassers in Form einer 
Grundwasserförderung, ist auf der Fläche selbst 
und im unmittelbaren Nahbereich (20 m-Gürtel) 
nicht möglich. 


 
4 Der Grundwasserkörper weist eine Stockwerks-


gliederung auf. Bei evtl. erforderlichen Tiefgrün-
dungen (Pfählen) ist darauf  zu achten, dass 
durch die Gründung keine Verbindung zwischen 
dem oberen und unteren Grundwasserstockwerk 
hergestellt wird. 


 
5 Erdbewegungs- und Entsorgungsmaßnahmen im 


Bereich der Altablagerungen unterliegen der ab-
fallrechtlichen Gesetzgebung. 


 
 
E Hinweise 
 
1 Kampfmittel 
 Im Plangebiet gab es eine Bombardierung im 


2. Weltkrieg. Aus Sicherheitsgründen sind Gefah-
renerforschungsmaßnahmen auf Kampfmittel 
durchzuführen. 


 
2 Bei der Anlage von Pflanzungen im Bereich des 


Schutzstreifens der 110 kV-Leitungen sind die 
geltenden Höhenbeschränkungen zu beachten 
Innerhalb des Schutzbereiches der 110 kV-
Leitungen sind bauliche Anlagen nur zulässig, 
wenn ihnen der Leitungsträger zugestimmt hat. 


 
3 Die gekennzeichnete Sichtfläche ist längs dem 


Bahngleis in einem Höhenbereich von 1,5 bis 
4,0 m über Schienenoberkante und längs der 
Straße in einem Höhenbereich von 1,0 bis 2,5 m 
über Straßenoberkante von Bebauung und Be-
pflanzung und abgestellten Gegenständen auf 
Dauer freizuhalten. 


 
4 In den Gebieten MI, GE und SO sind im Rahmen 


von Bauanträgen qualifizierte Freiflächenpläne 
vorzulegen. 


 
5. Im Geltungsbereich befinden sich Teile der ehe-


maligen Braunschweiger Landwehr. Daher soll 
bei Tiefbauarbeiten eine baubegleitende archäo-
logische Beobachtung (archäologische Be-
standsanalyse) erfolgen. 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 24. Juni 2013 - 


 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 
 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 


1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. S. 1274) 
 


1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Art. 2, Absatz 24 des Gesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482) 


 


1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 734) 
 


1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 


1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46) 
 


1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Art. 4 des Gesetzes vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 279) 


 
 
2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Die Fläche ist im Regionalen Raumordnungsprogramm als Vorranggebiet für 
den Kraftwerkstandort Heizkraftwerk Braunschweig-Nord mit Schwerpunkt 
Primärenergie Gas dargestellt. 


 
2.2 Flächennutzungsplan 


 
Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes gilt der Flächennutzungs-
plan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
06. Oktober 2005.  
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 Geltungsbereich A 


In seiner derzeit geltenden Fassung  stellt der Flächennutzungsplan für das 
Plangebiet die ca. 7,22 ha große Fläche als gewerbliche Baufläche dar, in 
Teilbereichen mit Zweckbestimmung Gasübernahmestation und Umspann-
station. Mit dem Bebauungsplan VH 26 werden Teile des Bereichs als Son-
dergebietsfläche mit Zweckbestimmung Versorgungsanlagen, als Gewerbe-
gebiete, als Ausgleichsflächen und in untergeordneten Teilen als Mischgebiet 
und öffentliche Grün- bzw. Verkehrsflächen festgesetzt. Der Bebauungsplan 
wird demnach aus dem Flächennutzungsplan entwickelt, eine Änderung des 
Flächennutzungsplans nicht erforderlich ist. 


 
 Geltungsbereich B 


Die ca. 1,63 ha große Ausgleichsfläche im Bereich des Maulbeerweges liegt 
südöstlich der BAB A 391. Im Flächennutzungsplan wird sie als Grünfläche 
mit der Zweckbestimmung Kleingartenanlagen und Sportanlagen dargestellt. 
Eine Änderung des Flächennutzungsplans ist nicht erforderlich. 


 
2.3 Bebauungspläne 


 
Geltungsbereich A 
Für das Planungsgebiet selbst existiert noch kein Bebauungsplan. Die Flä-
che ist bislang überwiegend dem Außenbereich zuzuordnen. 


 
Geltungsbereich B 
Die Ausgleichsfläche liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans A 101, 
der hier teils öffentliche, teils private Grünfläche für Kleingärten festsetzt. 
Durch den vorliegenden Bebauungsplan wird der Bebauungsplan A 101 in 
diesem Bereich überplant. 
 
 


3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Das Planungsgebiet (Geltungsbereich A) befindet sich im Südosten des 
Braunschweiger Ortsteils Veltenhof und wird von der Pfälzer Straße, der 
Straße Sandanger, den Bahnanlagen, der Umspannstation und dem Grund-
stück Gemarkung Rühme Flur 4 Flurstück 82/17 begrenzt. Mit Ausnahme der 
Gebäudegruppe im Nordwesten des Gebiets ist die Fläche unbebaut. 


 
Seit ca. 1980 sind Planungsideen für das Planungsgebiet Pfälzer Straße 
Südost entwickelt worden. Seither wurden verschiedene Planungsentwürfe 
mit unterschiedlichen Nutzungsinhalten (Sondergebiet, Gewerbegebiet, 
Mischgebiet) auf die Realisierbarkeit im Hinblick auf die Schallproblematik 
überprüft. Dabei galt es zwei Ziele zu verfolgen: zum einen die Fläche östlich 
der Pfälzer Straße einer sinnvollen Nutzung zuzuführen und zum anderen die 
Erweiterungspläne des Heizkraftwerkes, heute betrieben von der BS Energy, 
Braunschweiger Versorgungs-AG, zu ermöglichen. Die unmittelbare Nähe 
der zu entwickelnden Fläche zum westlich gelegenen Reinen Wohngebiet 
schließt uneingeschränkte Lärmentwicklung eines Gewerbegebiets bzw. 
Sondergebiets aus. 
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Der Stadtbezirksrat Veltenhof hatte 1993 die Verwaltung aufgefordert, die 
Bebauungsmöglichkeiten der Fläche entlang der Pfälzer Straße für eine 
Wohnnutzung zu überprüfen. Am 22.4.1997 fasste der Verwaltungsaus-
schuss der Stadt Braunschweig den Planungsbeschluss für den Bebauungs-
plan Pfälzerstraße-Südost. Erste Prüfungen ergaben, dass die Fläche für 
Wohnnutzung wegen der hohen Lärmbelastung durch den Verkehr auf der 
Pfälzer Straße nicht in Frage kommt. Der Schutzanspruch des bereits beste-
henden Wohngebiets westlich der Pfälzer Straße bezüglich Schallschutz ist 
so weit als möglich zu sichern, das Wohngebiet soll vor weiteren Lärmbelas-
tungen verschont bleiben. 
 
Die eigentliche Erweiterung des Heizkraftwerkes findet auf dem bisherigen 
Betriebsgelände außerhalb des Bebauungsplangebiets statt; die Sonderge-
bietsfläche innerhalb des Geltungsbereichs wird gemäß den Planungen von 
BS Energy ausschließlich für Lagerhaltung und Tanks vorgesehen. 
 
Die Planungen für die Erweiterung des Heizkraftwerks bzw. für die Errichtung 
eines Gas- und Dampfturbinenwerkes haben sich inzwischen weitgehend 
abgeklärt. Der Antrag auf Genehmigung nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz kann somit beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Braun-
schweig eingereicht werden. 
 
Auf Flächen außerhalb des Bebauungsplangebietes und westlich der 
Pfälzerstraße ist vorgesehen, ein Pumpenschachtbauwerk an der Oker zu er-
richten, um zur Kühlung des erweiterten Heizkraftwerkes Wasser zu entneh-
men. Dieses Pumpschachtwerk und die dazugehörige Leitungstrasse mit ei-
nem Zufahrtsweg zur Pfälzerstraße sollen im Rahmen eines Genehmigungs-
verfahrens realisiert werden. 
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4 Umweltbericht 
  
4.0 Präambel 


 
Im vorliegenden Umweltbericht werden die Belange des Umweltschutzes 
dargelegt, die auf Grund der Umweltprüfungen nach § 2 Abs. 4 BauGB ermit-
telt und bewertet worden sind. 


 
4.1 Beschreibung der Planung 


 
Das Planungsgebiet (Geltungsbereich A mit 7,22 ha) befindet sich im Südos-
ten des Braunschweiger Ortsteils Veltenhof und wird von der Pfälzer Straße, 
der Straße Sandanger, den Bahnanlagen, der Umspannstation und dem 
Grundstück Gemarkung Rühme Flur 4 Flurstück 82/17 begrenzt. Das Pla-
nungsgebiet soll einer Bebauung als Gewerbegebiet bzw. Sondergebiet für 
Versorgungsanlangen des Heizkraftwerks sowie der erforderlichen Aus-
gleichsflächen zugeführt werden. Weitere Ausgleichsflächen sind mit 1,63 ha 
im Geltungsbereich B festgesetzt. Die bestehende Mischgebietsnutzung im 
Nordwesten wird als solche in den Bebauungsplan aufgenommen. 


 
4.2 Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten  


 
Für die Erweiterung des Heizkraftwerks-Nord stehen außer dem Standort 
Pfälzerstraße keine sonstigen Flächen zur Verfügung. Nach der Erweiterung 
des Heizkraftwerks Mitte im Jahre 2008 durch eine Gas-Dampf-Turbinen-
Anlage sind am Standort Mitte aufgrund der beengten räumlichen Verhältnis-
se in bebauter Umgebung mit überwiegender Wohnnutzung darüber hinaus-
gehende Erweiterungen nicht möglich. Andere Sondernutzungsflächen 
kommen nicht in Frage, weil sie entweder zu weit von den Siedlungsräumen 
entfernt oder nicht verfügbar sind. 
 
Der Festsetzung der Fläche entlang der Pfälzerstraße als Gewerbegebiet ist 
eine ausführliche und mehrstufige Prüfung u.a. auch durch Lärmgutachten 
vorausgegangen. Eine Festsetzung als Wohngebiet ist aufgrund der proble-
matischen Lärmsituation nicht möglich. 
 


4.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung 
 
Folgende Fachgesetze liegen der Planung zugrunde und wurden berücksich-
tigt: 
 Baugesetzbuch 
 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
 Bundesnaturschutzgesetz 
 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
 Bundesbodenschutzgesetz 
 Wasserhaushaltsgesetz 
 Niedersächsisches Wassergesetz 
 Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
 Niedersächsisches Denkmalgesetz. 
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Folgende Fachplanungen und Gutachten wurden berücksichtigt: 
 Regionales Raumordnungsprogramm, 2008 
 Landschaftsrahmenplan (LRP), 1999 
 Untersuchung zum Luftreinhalteplan Braunschweig nach der EU-


Richtlinie zur Luftqualität, Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim, 
2006 


 Modellierung meteorologischer und lufthygienischer Felder im Stadtge-
biet Braunschweig, Entwurf von GEO-NET Umweltconsulting, 2006 


 Klima- und immissionsökologische Funktionen im Stadtgebiet, GEO-
NET Umweltconsulting GmbH, 2007 


 Schalltechnisches Gutachten Bonk-Maire-Hoppmann, Garbsen vom 
19.9.1996 


 Schalltechnisches Gutachten – Ergänzung – Bonk Maire Hoppmann, 
Garbsen vom 14.4.2004 


 Magnetometer-Prospektion des Büros Schweitzer-GPI vom 30.3.und 
2.4.2007 


 Faunistische und floristische Kartierung im Bebauungsplangebiet  
„Pfälzerstraße“ – Planungsgemeinschaft LaReG, September 2007 


 Konzept zur Freiraumvernetzung 2006 
 Landschaftsplanerisches und grünordnerisches Zielkonzept 2007. 
 


4.4 Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der  
Informationsgrundlagen 
 
Der Betrachtungsraum für die Umweltprüfung geht über den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans hinaus, soweit räumliche und funktionale Beziehungen 
dies erfordern. Gegenstand der Umweltprüfung sind dabei nach Maßgabe 
des Baugesetzbuches die für den Betrachtungsraum und das Planvorhaben 
planungs- und abwägungserheblichen Umweltbelange. Die Umweltbelange 
sind insbesondere unter Auswertung der bisher vorliegenden Fachplanungen 
und Untersuchungen (vgl. 4.3) erfasst und gewichtet worden. 
 
Für die Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung (vgl. 4.6) 
erfolgt eine vergleichende Bewertung der aktuellen Wertigkeiten von Natur 
und Landschaft im Plangebiet unter Berücksichtigung der nach dem aktuel-
len Planungsrecht zulässigen Bebaubarkeit und Versiegelung mit dem Plan-
zustand nach diesem Bebauungsplan auf Basis des sogenannten „Osnabrü-
cker Modells“. Das Osnabrücker Modell ist ein anerkanntes und in der Stadt 
Braunschweig regelmäßig zur Anwendung kommendes Verfahren zur rech-
nerischen Unterstützung der gutachterlichen Bemessung von Eingriffsfolgen 
und Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Die Umweltprüfung wird nach folgender Methodik vorgenommen: 
 Auswertung der unter 4.3 genannten Fachplanungen, sonstigen Pla-


nungsvorhaben und Gutachten, 
 Auswertung der planungsrechtlichen Vorgaben, 
 Ortsbegehungen. 
 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen 
bestanden nicht. 
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4.5 Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 
 


 Die folgende Bewertung legt die Bestandsaufnahme der aktuellen Umweltsi-
tuation zugrunde. Bei Nichtdurchführung der Planung ist bei allen Punkten 
davon auszugehen, dass die jeweiligen Schutzgüter in ihrem Bestand unver-
ändert bleiben. Die Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei 
Durchführung der Planung ist jeweils anschließend dargelegt. 


 
4.5.1 Mensch und Gesundheit 
 


Bestand und Bewertung 
Die Plangebietsflächen werden mit Ausnahme der Mischgebietsfläche im 
Nordwesten in Ermangelung einer konkreten Nutzung bislang für die infor-
melle landschaftsgebundene wohnungsnahe Erholung genutzt. Trampelpfa-
de über die Fläche belegen die Nutzung. Als Vorbelastungen sind die elekt-
romagnetischen Felder der 110 kV Freileitung, die das Plangebiet quert, zu 
nennen sowie die Nähe zu dem direkt an den Geltungsbereich angrenzen-
den Heizkraftwerk und Umspannwerk. 
 
Nullvariante 
Bei Nichtdurchführung der Planung ist keine Veränderung der momentanen 
Situation zu erwarten. Im Sinne von landschaftsbezogener Erholung ist der 
Punkt im Zusammenhang mit Landschaftsbild und Landschaftserleben 
(s. 4.5.2) beschrieben. 
 
Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchführung der 
Planung 
Eine Betroffenheit des Schutzgutes „Mensch“ durch die Planung ist im Hin-
blick auf den Aspekt landschaftsbezogener Erholung gegeben (vgl. 4.5.2). 
 


4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 
 
Schutzgebiete in Form eines Natur-/Landschaftsschutzgebietes, eines Na-
turdenkmals, oder eines Geschützten Landschaftsbestandteils treten im 
Plangebiet nicht auf. Gleiches gilt für Europäische Vogelschutzgebiete bzw. 
FFH-Gebiete. Das FFH- Gebiet Nördliche Okeraue grenzt im Westen im Be-
reich der Okeraue in ca. 1 Kilometer Entfernung an. In der Sondergebietsflä-
che befindet sich eine Sandmagerrasenfläche als ein gemäß § 30 BNatSchG 
geschütztes Biotop. 
 
Tiere, Pflanzen 
 
Bestand und Bewertung  
Bei den zukünftigen Bauflächen handelt es sich weitestgehend um magere 
Standorte auf ehemaligen Ackerflächen (teilweise Spargelanbau), die sich 
durch Nutzungsaufgabe zu ausgedehnten z. T. trockenen Gras- und Stau-
denfluren entwickelt haben. Südlich der vorhandenen Bebauung und südlich 
der Freileitungstrasse sind dichtere und bereits über die natürliche Sukzessi-
on weiter entwickelte Gras- und Hochstaudenfluren mit einsetzender 
Gebüschvegetation vorhanden. Aus landespflegerischer Sicht stellt dieses 
Spektrum erhaltenswerte Lebensräume für Pflanzen und Tiere dar. 
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Für die nördlichen Flächen des Geltungsbereichs wurde 2007 eine faunis-
tisch und floristische Kartierung durchgeführt. Aus vegetationskundlicher 
Sicht sind die Bereiche, die noch nicht zu stark vergrast und überwachsen 
sind, als „sonstige Magerrasen“ anzusprechen. Sie sind gemäß § 30 
BNatSchG geschützt (ca. 3.300 m²) und liegen im südwestlichen Bereich des 
zukünftigen Sondergebietes). Die übrigen Flächen weisen ebenfalls typische 
Zeiger von Sandmagerasen bzw. Trockenrasen auf. Am Westrand des Plan-
gebietes breitet sich Landreitgras zum Teil flächendeckend aus, auch hier 
hat bereits die Gehölzentwicklung eingesetzt, so dass diese Rasenflächen 
lediglich eine mittlere Wertigkeit aufweisen. 
 
Für Laufkäfer zählen Sandmagerrasenflächen zu den bedeutsamsten Biotop-
typen. Für gefährdete Insekten im Stadtgebiet von Braunschweig besitzen 
sie laut Gutachten teilweise eine überregionale Bedeutung. Auf den Flächen 
wurde ein hoher Anteil gefährdeter Arten gefunden.  
 
Bereits der Landschaftsrahmenplan bewertet die im Bereich der Gewerbege-
biete in Veltenhof vorkommenden großflächigen Sandmagerrasenflächen als 
vorrangig erhaltenswert. Gemäß Wertung des Landschaftsrahmenplanes er-
füllen die Flächen des Geltungsbereiches weitestgehend die Voraussetzun-
gen zur Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet (Ruderalvegetation / Sand-
trockenrasen). Wertvolle Bereiche von Natur und Landschaft befinden sich 
auch im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes in Form des ausgewiesenen 
Landschaftsschutzgebietes (BS 1, Okertalaue), das bis an die Pfälzerstraße 
heranreicht. Darüber hinaus erfüllen weite Bereiche der angrenzenden 
Okeraue die Voraussetzung zur Ausweisung als Naturschutzgebiet. 
 
Nullvariante 
Für das Schutzgut Tiere, Pflanzen ist die Prognose bei der Nichtdurchfüh-
rung der Planung nicht eindeutig. Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe 
der Bestand des Gebietes im Wesentlichen erhalten, wobei mit Ausnahme 
des § 30-Biotops auf den Flächen die Wiederaufnahme der landwirtschaftli-
chen Nutzung jederzeit möglich wäre. Bei langfristiger Nutzungsaufgabe 
würde sich die Artenvielfalt und Schutzwürdigkeit der Flächen mit fortschrei-
tender Sukzession verändern. 
 
Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchführung der 
Planung 
Eine bauliche Inanspruchnahme der Freiflächen im Plangebiet führt zu einem 
weitgehenden Verlust des sich bisher entwickelten Lebensraumspektrums für 
zum Teil stark spezialisierte Pflanzen und Tiere. Durch die Festsetzung von 
großen zusammenhängenden Flächen im zukünftigen Sondergebiet, auf de-
nen gemäß textlicher Festsetzung neben Gehölzpflanzungen die vorhande-
nen Wiesen-, Grasfluren und Magerstandorte durch extensive Pflege erhal-
ten werden sollen, wird der Eingriff auf ein Mindestmaß verringert. Trotz der 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßahmen verbleibt eine erhebliche Beein-
trächtigung von Natur und Landschaft, die auszugleichen ist.  
 
Positiv ist die Ausweisung von Ausgleichsflächen südlich der Bauflächen als 
ortsnahe Kompensation anzusehen, sie ermöglicht Austauschbeziehungen 
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zwischen vergleichbaren bestehenden und geplanten Lebensräumen. Auch 
die Vorhaltung der Ausgleichsfläche für die Umsiedlung des §30-Biotops in 
unmittelbarer Nähe zum Eingriffsort stellt eine Optimierung eines nicht ver-
meidbaren Eingriffs dar. Die Ausgleichsflächen in den Geltungsbereichen A 
und B auf ehemaligen Ackerstandorten, auf denen sich durch teilweise Nut-
zungsaufgabe erste Sukzessionsstadien entwickeln, können durch die ge-
planten Pflanz- und Entwicklungsmaßnahmen im Sinne des erforderlichen 
Ausgleichs aufgewertet werden.  
 
Die zulässige Grundflächenzahl ist sowohl im Sondergebiet „Versorgungsan-
lagen“ als auch im Mischgebiet und im Gewerbegebiet niedriger festgesetzt 
als es die Baunutzungsverordnung hierfür ermöglicht. In Verbindung mit den 
Festsetzungen zur Mindestbegrünung der Misch-, Gewerbe- und Sonderge-
bietsflächen wird ein Beitrag zu Schaffung und Sicherung von Vegetations-
flächen als Lebensraum für Pflanzen und Tiere geleistet, wobei verstärkt im 
Bereich der zukünftigen Gewerbeflächen eine Veränderung in der Artenzu-
sammensetzung hin zu Arten des Siedlungsraums eintreten wird. Für das 
Schutzgut Tiere und Pflanzen stellt die Ausweisung von Bauflächen einen 
Eingriff dar, der auszugleichen ist. 
 
Landschaft, Landschaftsbild, Erholungsfunktion 
 
Bestand und Bewertung 
Der Freiraum zwischen dem Ortsteil Rühme bzw. der A 391 und dem Ortsteil 
Veltenhof stellt sich als zusammenhängende landwirtschaftliche Nutzfläche 
mit Gras- und Ruderalfluren und Brachflächen dar. Die Gras- und Ruderal-
flächen haben - nicht zuletzt durch ihre Größe und ihre Lage angrenzend an 
den Landschaftraum der Okeraue - eine mittlere Bedeutung für das Land-
schaftserleben. Die großflächigen weiträumig überschaubaren Vegetations-
flächen vermitteln den Eindruck einer natürlichen Landschaft. Über die Flä-
chen verlaufen intensiv genutzte Trampelpfade, die die Lücke im Wegenetz 
zwischen Pfälzer Straße / Okeraue und dem Sandanger bzw. dem Weg ent-
lang der Bahngleise und dem weiterführenden Fuß- Radweg über die A391 
hinter dem Heizkraftwerk schließen. 
 
Das Plangebiet liegt gemäß dem Braunschweiger Modell der "Grünen Ach-
sen und Grünen Ringe" innerhalb eines grünen Ringes. Dieses Strukturmo-
dell weist Freiräume aus, die geeignet und ausreichend dimensioniert sind, 
um u. a. positive Funktionen für das Stadtklima, die Lufthygiene und die Er-
holung zu erfüllen. (Umweltatlas der Stadt Braunschweig 2003, Strukturmo-
dell Freiraum). Auch im Landschaftsrahmenplan wird dem Planungsraum mit 
der Kennzeichnung "zu erhaltender Freiraum" eine besondere Bedeutung 
zugemessen (Karte 24 - Freiraumentwicklung). Als vorhandene Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes sind die Freiluftumspannstationen, das Heiz-
kraftwerk und die beiden das Plangebiet querenden 110 kV - Freileitungs-
trassen zu nennen. Eine in Ost-Westrichtung verlaufende Trasse quert das 
Plangebiet etwa mittig, eine andere verläuft im Bereich der nordöstlichen 
Plangebietsgrenze. Diese Anlagen sind zum Teil nicht eingegrünt bzw. kön-
nen auf Grund ihrer Höhe auch nicht abgeschirmt werden. Die östlich an das 
Plangebiet angrenzende Hafenbahn stellt für das Landschaftsbild und die 
Erholungsfunktion keine Beeinträchtigung dar. Eine potentielle Gefährdungs-
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situation für Erholungssuchende besteht außerhalb des Geltungsbereichs bei 
Querung der Trasse im Bereich der Straße Sandanger. 
 
Insgesamt kann dem gesamten Freiraum zwischen A 391 und dem Ortsteil 
Veltenhof eine mittlere Bedeutung für das Landschaftsbild und die Erho-
lungsfunktion zugeordnet werden. 
 
Nullvariante 
Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe zunächst der heutige Gesamtein-
druck der Landschaft im Wesentlichen erhalten. Bei weiterem Voranschreiten 
der Sukzession auf den Bauflächen als auch bei Wiederaufnahme der land-
wirtschaftlichen Nutzung würde sich das Bild entsprechend verändern. 
 
Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchführung der 
Planung 
Durch die Ausdehnung der Bebauung entlang der Pfälzerstraße als Gewer-
begebiet schiebt sich der Siedlungsrand von Veltenhof nach Süden auf Höhe 
der westlich der Pfälzerstraße durch Wohnbebauung vorgegebenen Sied-
lungskante. Die Sondergebietsausweisung mit der Zweckbestimmung “Ver-
sorgungsanlagen“ steht in direktem Zusammenhang mit den östlich des Ge-
bietes vorhandenen Anlagen der Energieversorgung und füllt die Lücke bis 
zur Hochspannungsleitung auf. Es entsteht eine Bündelung von Anlagen in 
einem Bereich, der bereits durch ähnliche, das Orts- und Landschaftsbild er-
heblich beeinträchtigende Anlagen (110 kV-Freileitung, Umspannwerk, Heiz-
kraftwerk) geprägt ist. 
 
Über die Festsetzung einer ca. 10 bis 20 m breiten umlaufenden Fläche für 
Anpflanzungen und zum Erhalt wird eine lockere Abschirmung der geplanten 
Anlagen im Bereich des Sondergebietes zur freien Landschaft erreicht. Hier 
sollen einerseits durch extensive Pflege möglichst zusammenhängende Wie-
senflächen magerer Standorte gesichert und entwickelt werden und gleich-
zeitig Gehölzpflanzungen in Einzelgruppen zur punktuellen Abpflanzung ge-
planter Anlagen erfolgen. Die festgesetzten Heckenstrukturen im Schutzstrei-
fen der 110 kV-Leitung, die den Lauf der ehemaligen Landwehr nachzeich-
nen sollen, unterstützen dies (vgl. 4.5.7). Entlang der Grundstücksgrenzen 
des Mischgebietes und der Gewerbeflächen zu öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen soll mittels Festsetzung von Pflanzstreifen eine gestalterische 
Mindestqualität, die positiv und abschirmend auf den Straßenraum wirkt, er-
zielt werden. Unter Berücksichtigung der bestehenden Vorbelastungen kön-
nen mit den vorgesehenen Pflanzfestsetzungen neue Landschaftsbildbeein-
trächtigungen auf ein hinnehmbares Maß reduziert werden. Die Bedeutung 
der heutigen Freifläche für die wohnungsnahe Erholung bzw. für die überört-
liche Wegevernetzung wird durch die Festsetzung einer öffentlichen Grünflä-
che, über die zukünftig der Wegeschluss zwischen Gewerbegebiet und Son-
dergebiet von der Pfälzerstraße zum Sandanger verläuft, entsprochen, so 
dass diesbezüglich keine erheblichen Beeinträchtigungen verbleiben. 
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4.5.3 Boden 
 
Bestand und Bewertung 
Gemäß vereinfachter Bodenübersichtskarte des LRP sind im nördlichen Teil 
des Plangebietes Braunerde-Übergangsböden und im südlichen Teil 
Kolluvien-Übergangsböden vorhanden. Der südliche Teil des Geltungsbe-
reichs wird von einer Altablagerung eingenommen. Gemäß einer Gefähr-
dungsabschätzung für die Altablagerung aus den 90er Jahren ist gemäß vor-
liedender Datenlage keine Sanierung erforderlich, die Fläche wurde in die 
Kategorie „Überwachung“ eingestuft. Solange keine Bebauung der Altablage-
rung vorgesehen ist, werden die alten Untersuchungsergebnisse als ausei-
chend angesehen. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zum Erhalt der Vielfalt, Nutzbar-
keit und Funktion der Böden wird im LRP für den Bereich nördlich der Freilei-
tung als eingeschränkt und für die südlichen Flächen als stark eingeschränkt 
angegeben. Im Bereich der bereits bestehenden Bebauung ist der Boden 
durch die Versiegelung stark verändert. Als lineare Belastungsquelle ist der 
Straßenverkehr zu nennen (Beeinträchtigungsrisiko Schadstoffeintrag). Die 
Empfindlichkeit gegenüber Verdichtung sowie Entwässerung ist gering. Die 
Empfindlichkeit gegenüber Wassererosion im nördlichen Bereich ist mittel, im 
südlichen Bereich hoch. Die Empfindlichkeit gegenüber Schadstoffeintrag ist 
mittel (Anreicherung – Mobilität). Das Bindungsverhalten gegenüber 
Schwermetallen ist im Süden hoch (Anreicherung- überwiegend), im nördli-
chen Bereich gering (Mobilität überwiegend). 
 
Das Biotopentwicklungspotential der vorhandenen Böden für eine speziali-
sierte, schutzwürdige Vegetation wird im LRP für den südlichen Planbereich 
als gering, für den nördlichen als mäßig (mittel) angegeben. Auf Grund der 
begrenzten Verfügbarkeit von weitestgehend natürlichen Böden (seit länge-
rem brachliegend, mittleres Biotopentwicklungspotential für schutzwürdige 
Vegetation) wird dem nördlichen Teil des Geltungsbereiches eine mittlere bis 
hohe Bedeutung zugemessen. Dem südlichen Teil kann auf Grund der be-
stehenden Altablagerung und den Veränderungen im Bodenaufbau eine ge-
ringe Bedeutung zugemessen werden. 
 
Nullvariante 
Bei Verzicht auf die Planung sind keine Veränderungen für das Schutzgut zu 
erwarten. 
 
Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchführung der 
Planung 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird die Möglichkeit eröffnet, 
Flächen in großen Umfang zu versiegeln: im GE1 ca. 0,29 ha, im GE2 
ca. 0,23 ha sowie im SO ca. 1,69 ha. Insgesamt entspricht dies einer Ver-
sieglung von 57 %, bezogen auf die neuen Baugebiets- und Verkehrsflächen 
(2,24 ha von 3,93 ha). Eine Realisierung der Planung führt durch diese Neu-
versieglung zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden, 
Ausgleichsmaßnahmen werden erforderlich. 
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Das Flurstück 82/2 ist zwar größtenteils von einer Altablagerung eingenom-
men, ist aber aus naturschutzfachlicher Sicht gut geeignet für die Umsetzung 
von Ausgleichsmaßnahmen. Die Nutzung der Fläche als Ausgleichsfläche 
stellt aus Altlastsicht kein Gefährdungsrisiko dar, eine Sanierung wird bei 
dieser Nutzungsart auch zukünftig ausgeschlossen. 
 


4.5.4 Wasser 
 
Bestand und Bewertung 
Das Planungsgebiet liegt außerhalb des Überschwemmungsgebietes der 
Oker und nicht in einem Wasserschutzgebiet. 
 
Grundwasser 
Gemäß LRP hat das Plangebiet eine geringe Grundwasserneubildungsrate. 
Das Grundwasser ist über die Altablagerungsfläche hinaus mit chlorierten 
Kohlenwasserstoffen belastet. Entnahmen sind daher nur eingeschränkt 
möglich. Die Empfindlichkeit des Grundwassers gegenüber Verschmutzun-
gen ist gemäß LRP hoch, für einen kleinen Bereich im Norden des geplanten 
Sondergebietes wird sie als mittel angegeben. Als lineare Belastungsquelle 
ist der Straßenverkehr zu nennen mit dem Risiko von Grundwasserbeein-
trächtigungen. 
 
Oberflächenwasser 
Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes bezogen auf den Teilaspekt Retentionsvermö-
gen (Wasserrückhaltevermögen) ist im gesamten Geltungsbereich einge-
schränkt. Insgesamt kann den Flächen bezogen auf das Schutzgut Wasser 
eine geringe (südlicher Bereich) bis mittlere Bedeutung (nördlicher Bereich) 
zugemessen werden. 
 
Nullvariante 
Bei Verzicht auf die Planung sind keine Veränderungen für das Schutzgut 
Wasser zu erwarten. 
 
Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchführung der 
Planung 
Durch die mit der Realsierung der Planung verbundene Neuversiegelung 
werden 2,24 ha Flächen in ihrer Funktion für den Wasserhaushalt dem Na-
turhaushalt entzogen. Ausgleichsmaßnahmen werden erforderlich. 
 


4.5.5  Klima, Luft 
 
Bestand und Bewertung 
Der gesamte Geltungsbereich stellt sich als klimatischer Ausgleichraum mit 
mittlerer bis hoher Kaltluftproduktion dar. Von hier aus werden die westlich 
und nordöstlich gelegenen Gebiete mit Kaltluft versorgt. Lufthygienische Be-
lastungen liegen im Gebiet durch das nahe Kraftwerk, die Autobahn A 391 
und die Pfälzerstraße vor. Grenzwertüberschreitungen bei verkehrsbedingten 
Luftschadstoffen sind aufgrund der Nähe zur BAB 391 im südöstlichen Be-
reich auf der Ausgleichsfläche A 2 zu erwarten. 
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Nullvariante 
Wenn die Planung nicht umgesetzt wird, bleibt die heutige Situation in Bezug 
auf Klima und Luft unverändert. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung 
Aufgrund der Bebauung wird es zu einer Reduktion der Kaltluftproduktion 
kommen, die im Hinblick auf die bioklimatische Situation aber unproblema-
tisch ist. Auswirkungen auf das Stadtklima von Braunschweig sind nicht zu 
erwarten. Aufgrund der geplanten Ansiedlung von Gewerbebetrieben und 
den Versorgungsanlagen des Heizkraftwerks ist mit der Zunahme der ver-
kehrsbedingten Emissionen zu rechnen. Grenzwertüberschreitungen bei den 
Luftschadstoffen, die durch den zu erwartenden zusätzlichen Quell-
Zielverkehr hervorgerufen werden könnten, sind nicht zu erwarten. 
 


4.5.6 Lärm 
Bestand und Bewertung 
Auf das Plangebiet (Geltungsbereich A) wirken neben dem Straßenverkehrslärm 
von der Pfälzerstraße und den Bundesautobahnen A 2 und A 391 auch Gewerbe-
lärm des nahegelegenen Heizkraftwerks ein. Dabei führt der Verkehrslärm schon im 
Bestand zu zum Teil erheblichen Überschreitungen der maßgebenden Orientie-
rungswerte gem. DIN 18005 Beiblatt 1 an der bestehenden Wohnbebauung als 
auch im Plangebiet. Die Trasse der Hafenbahn wird nur selten genutzt, so dass sich 
der Schienenverkehrslärm nicht relevant auf den Bestand und das Plangebiet aus-
wirkt.  
 
Nullvariante 
Bei Nichtumsetzung der Planung bleibt die heutige gewerbliche Lärmsituation un-
verändert erhalten. Eine nennenswerte Änderung der Lärmbelastung durch Ver-
kehrslärm ist gem. Prognosedaten 2020 nicht zu erwarten. 
 
Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchführung der Planung 
Im Rahmen der Planung sind die oben erwähnten Lärmquellen die sich unmittelbar 
auf das Plangebiet sowie die künftigen betrieblichen Lärmquellen des Plangebiets 
die sich auf die bestehende Wohnbebauung auswirken zu berücksichtigen. Maß-
gebliche Beurteilungsgrundlage für die Planung ist die DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“, mit ihren dazugehörigen Orientierungswerten (ORW) gem. Beiblatt 1 
der DIN 18005: 
 


ORW 
DIN 18005 


Straße/ Schiene Gewerbe 


dB(A) dB(A) 


Tag Nac
ht 


Tag Nac
ht 


WR 50 40 50 35 


WA 55 45 55 40 


MI 60 50 60 45 


GE 65 55 65 50 


 
Die Lärmsituation wurde gutachterlich untersucht (Bonk – Maire – Hoppmann GbR, 
Schalltechnisches Gutachten Nr. 96246 v. 19.09.1996 und Nr. 96246/I v. 
14.04.2004) mit dem Ergebnis, dass in den neu zu entwickelnden Bereichen auf-
grund der vorhandenen und künftigen Lärmsituation kein Wohngebiet realisiert wer-
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den kann. Im Rahmen des Planvorhabens wurden die für die Ausbreitungsrechnung 
in Ansatz gebrachten Emissionsdaten der Schallgutachten mit den aktuellen bzw. 
mit den Prognosedaten für das Jahr 2020 verifiziert. Die Prüfung ergab, dass es 
über den Zeitraum keine signifikante Änderung gab bzw. künftig zu erwarten ist; 
demgemäß wurden zur Beurteilung der Immissionssituation die o.g. Gutachten an-
gewandt: 


 
Gewerbelärm: 
Bei den vorgesehenen einzelnen Teilflächen im Plangebiet sind Einschränkungen 
der Emissionspotenziale unumgänglich, da die nahegelegenen bestehenden Wohn-
gebiete westlich der Pfälzerstraße (WR) und nördlich der Straße Sandanger (WA) in 
ihrem Anspruch auf Lärmschutz zu berücksichtigen sind. Die unter dieser Voraus-
setzung schalltechnisch ermittelten immissionswirksamen flächenbezogenen Schal-
leistungspegel (IFSP) der einzelnen Teilflächen sind gemäß den Empfehlungen der 
dem Planvorhaben zugrundegelegten Schallgutachten im B-Plan festgesetzt, so 
dass durch die künftige Bebauung keine oder nur eine unerhebliche Überschreitung 
der maßgebenden Orientierungswerte für die Tag- und Nachtzeit gem. DIN 18005 
Beiblatt 1 vonbis zu max. 1,6 dB(A) an der vorhandenen Wohnbebauung im WR zu 
erwarten ist. In den anderen Gebieten werden die jeweiligen maßgebenden Orien-
tierungswerte deutlich unterschritten. 
 
Straßenverkehrslärm: 
Die Zusatzbelastung durch den Erschließungsverkehr und der durch Umsetzung 
des Planvorhabens zu erwartenden Mehrbelastung auf der Pfälzer Straße führt ge-
genüber der Bestandssituation an den am stärksten betroffenen Immissionsorten 
lediglich zu einer Pegelerhöhung von weniger als 1 dB(A). Die sog. Sanierungswer-
te in Analogie zur „Richtlinie für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in 
der Baulast des Bundes“ (VLärmSchR 97; aktueller Stand 2010) von 67 dB(A)/ 
57 dB(A) (Tag/ Nacht) für Wohngebiete (WR/ WA) und 69 dB(A)/ 59 dB(A) für 
Mischgebiete werden dabei weiterhin deutlich unterschritten. 
 
Schienenverkehrslärm: 
Bei dem Schienenverkehrslärm handelt es sich um die sog. Hafenbahn. Die in den 
Gutachten zugrundegelegten Emissionen sind als „worst-case-Situation“ berück-
sichtigt worden. Die maßgebenden Orientierungswerte gem. DIN 18005 werden 
auch im Planzustand an allen relevanten Immissionsorten deutlich unterschritten. 
 


4.5.7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
 


Bestand und Bewertung 
Gemäß Stellungnahme des Landesamtes für Denkmalpflege markiert das 
Flurstück 531/79 den Verlauf der Landwehr. 
 
Die Braunschweiger Landwehr wurde nach historischen Zeugnissen Ende 
des 14. Jahrhunderts als ein äußerer Befestigungsring auf dem Lande ge-
baut. Sie lag in einer Entfernung von 1 bis 3 Kilometern von der Stadt und 
bildete einen annähernd geschlossenen Ring. Die Landwehr selbst kann un-
terschiedlich ausgesehen haben. Belegt sind ein bis fünf Grabenzüge, die 
jeweils von Wällen begleitet waren. Wallkronen waren mit undurchdringli-
chem Bewuchs versehen. Im 18. Jahrhundert verlor die Landwehr ihre Be-
deutung und Gräben und Wälle wurden weitgehend einplaniert. Die Land-
wehr ist Bodendenkmal gemäß § 3 (4) NDSchG. Die obertägig erhaltenen 
und heute noch sichtbaren Teile der Landwehr in der Gemarkung Rühme 
sind darüber hinaus archäologische Baudenkmale nach § 3 NDSchG und 
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wurden in das Verzeichnis nach § 4 NDSchG aufgenommen. Westlich des 
Geltungsbereichs sind Teile der Landwehr im Wald noch erkennbar. Sie sind 
dort zusätzlich als Naturdenkmal (ND-BS 15) gemäß NNatG ausgewiesen. 
Östlich des Plangebietes ist die Landwehr durch das Heizkraftwerk Nord be-
reits überbaut. Im Sinne des Bodendenkmalcharakters der gesamten Land-
wehr, sind die heute noch vorhandenen, nicht überbauten Flächen auch wei-
terhin von einer Bebauung freizuhalten. Um den Zustand der untertägigen 
Überreste der Landwehr zu erkunden, wurden auf Anregung des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Denkmalpflege diejenigen Teile der Landwehr, 
die innerhalb des Geltungsbereichs liegen, im März/April des Jahres 2007 
einer Bodenuntersuchung, einer sogenannten Magnetometer-Prospektion 
unterzogen. Diese Untersuchung brachte Klarheit über die untertägigen Be-
stand der Landwehr, sie ergab keine messbaren Befunde der Landwehr öst-
lich der Pfälzer Straße, sondern verdeutlichte die Lage und Ausdehnung der 
vom VW-Werk genutzten Metallschrottdeponie. Der Untersuchung zufolge 
wird im Bereich des Bebauungsplans sowie westlich der Pfälzerstraße von 
einer Zerstörung der untertägigen Reste der Landwehr ausgegangen, sodass 
einer Realisierung der privaten Erschließungsstraße und der Kühlwasserlei-
tung aus Gründen des Denkmalschutzes nichts entgegensteht. Dessen un-
geachtet bleibt auch für diesen Bereich die Zielsetzung der Denkmalpflege 
bestehen, den Verlauf der Landwehr, dort wo er nicht mehr erkennbar ist, ab-
lesbar zu gestalten. 
 
Nullvariante 
Bei Verzicht auf die Planung sind keine Veränderungen für das Schutzgut zu 
erwarten. 
 
Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchführung der 
Planung 
Das Flurstück 531/79, welches den Verlauf der Landwehr markiert, wird zu 
einem Großteil von Bebauung freigehalten. Um den Verlauf der Landwehr in 
der Örtlichkeit ablesbar zu machen, wird festgesetzt, dass innerhalb der 
Gras-und Wiesenflächen nördlich der Achse eine Obstbaumreihe und südlich 
eine gruppenweise Pflanzung von Feldgehölzen erfolgt. 
 
Gemäß landschaftsplanerisch - grünordnerischem Konzept wird die Gestal-
tung des Abschnitts der Landwehr westlich der Pfälzerstraße bis zum erhal-
ten gebliebenen Bereich ebenfalls durch Pflanzmaßnahmen angestrebt. Die 
dafür auf der heutigen Grünlandfläche vor dem Siedlungsrand geplanten 
Obstbaumpflanzungen sollen gleichzeitig den Siedlungsrand harmonischer 
gestalten. Der Abschnitt des Freizeitweges, der von der Oker kommend unter 
der Freileitung verlaufend zur Pfälzerstraße führt, soll in dem Zusammen-
hang nach Norden mittig auf die Landwehrachse verlegt werden. Zurzeit ste-
hen diese Flächen jedoch für Maßnahmen nicht zur Verfügung. 
 


4.5.8 Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 


Die Überbauung bisher unbebauter Flächen verursacht Folgewirkungen so-
wohl auf den Boden als auch auf den Wasserhaushalt. Hiervon werden wie-
derum das Kleinklima und auch die Lebensräume bestimmter Tiere und 
Pflanzen betroffen. Diese Wechselwirkungen werden in den schutzgutbezo-







- 16 - 


 


genen Kapiteln beschrieben. Weitere erhebliche, über das Plangebiet hin-
ausgehende Wechselwirkungen sind nicht zu erwarten. 


 
4.6 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  


nachteiligen Auswirkungen 
 


Beurteilung des Vorhabens i. S. der Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB 
i.V. mit dem BNatSchG) 
 
Im Kap. 4.5 sind die mit Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden 
negativen Auswirkungen auf Naturhaushalt und Landschaftsbild dargestellt 
und bewertet worden. Erheblich ist dabei die Bebauung / Versieglung bisher 
offener Bodenflächen mit vollständigem Funktionsverlust für alle Schutzgüter. 
Aus den Prognosen der Schutzgüter geht hervor, dass durch den Be-
bauungsplan Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 BNatSchG 
vorbereitet werden, so dass im Bauleitplanverfahren über Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 
zu entscheiden ist. Die Maßnahmen werden nach planungsrechtlicher Abwä-
gung im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Die gemäß den gesetzlichen Vorgaben (§§ 1 und 1a BauGB) bei der Plan-
aufstellung zu berücksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind im 
vorliegenden Bebauungsplan mit folgenden Ergebnissen angewendet wor-
den: 
 


4.6.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung von Umweltauswirkungen 
 


Um die zu erwartenden Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes zu vermei-
den bzw. zu mindern werden die folgenden städtebaulichen und grünordne-
rischen Maßnahmen ergriffen: 
 
 Beschränkung des Maßes der baulichen Ausnutzung auf ein geringeres 


als das nach § 17und § 19 Abs. 4 BauNVO zulässige Maß 
 Vermeidung von Eingriffen insbesondere für die Schutzgüter Boden, 


Wasser, Klima/Luft und Tiere/Pflanzen; 
 Festsetzung einer Mindestbegrünung in den einzelnen Baugebieten zur 


gestalterischen Einbindung geplanter Bauflächen 
 Minimierung der Eingriffsfolgen von Versiegelung/Bebauung für alle 


Schutzgüter des Naturhaushaltes; 
 Festsetzung von Bepflanzungen entlang der Grundstücksgrenze zu an-


grenzenden öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
 Vermeidung von Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbil-


des; 
 Großflächiger Erhalt von vorgefundenen Biotop- und Grünstrukturen als 


Lebensraum von Tieren und Pflanzen, als kleinklimatisch wirksame 
Strukturen sowie zur Ortsbildgestaltung (öffentliche Grünfläche, Flächen 
für Anpflanzungen und zum Erhalt) 
 Vermeidung und Minimierung von Eingriffen insbesondere für die 


Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft und Tiere/Pflanzen 
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4.6.2 Ausgleichsmaßnahmen 
 


Für den Planbereich wurde auf Grundlage der für den Bestand ermittelten 
Wertigkeiten von Natur und Landschaft (s. 4.5) und des vorliegenden Be-
bauungsplanentwurfs eine Bilanzierung durchgeführt. Die mit Umsetzung der 
Planung zu erwartenden Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushaltes und des Landschaftsbildes werden durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes und die genannten Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen reduziert. Ergänzende Festsetzungen, z. B. naturnahe Entwick-
lung der öffentlichen Grünfläche und der Freiflächen im Sondergebiet sowie 
die Verwendung heimischer Laubgehölze für die festgesetzten Anpflanzun-
gen etc., tragen erheblich zur Eingriffsminimierung bei. Als Ergebnis der Ein-
griffs-/Ausgleichsbilanz für den Geltungsbereich wurde jedoch vor allem für 
die Schutzgüter Boden / Wasser und Pflanzen und Tiere ein noch verblei-
bendes erhebliches Kompensationsdefizit festgestellt. 


 
Insgesamt werden bei den festgelegten Maßnahmen ca. 4,40 ha Ausgleichs-
flächen benötigt. Darin enthalten ist eine ca. 1 ha große Fläche, die für den 
Ausgleich von Eingriffen in den gemäß § 30 BNatSchG besonders geschütz-
ten Biotop „Sandmagerrasen“ bzw. für die sich dort entwickelnden Vegetati-
onsstrukturen benötigt wird. Nach planungsrechtlicher Abwägung werden 
Ausgleichsmaßnahmen auf Flächen außerhalb der Eingriffsfläche festgesetzt 
(2,99 ha im Geltungsbereich A und 1,41 ha im Geltungsbereich B). 
 
Geltungsbereich A 
Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 
 
Mit der Umwandlung von Ackerbrachen in extensiv zu pflegende Wiesen-,  
Sukzessions- und Aufforstungsflächen wird die Funktionsfähigkeit des Natur-
haushaltes, insbesondere der Schutzgüter Boden, Wasser und das Land-
schaftsbild in hohem Maße aufgewertet. 
 
Geltungsbereich B 
Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 
 
Im Geltungsbereich B (Maulbeerweg) soll auf den Flurstücken 21/1,22/1 und 
1/218, 1/220 sowie auf 2.056 m² des Flurstücks 1/224, Flur 12, Gemarkung 
Hagen eine ca. 1,41 ha große Obstwiese mit einzelnen Heckenstrukturen 
hergestellt werden. Die Fläche, die bisher im rechtskräftigen Bebauungsplan 
HA 101 als Dauerkleingartenanlage bzw. als öffentliche Grünfläche festge-
setzt ist, wird mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes überplant. Die ge-
planten Maßnahmen entsprechen den naturschutzfachlichen und land-
schaftsplanerischen Zielkonzeptionen für den Bereich und sind geeignet, den 
festgestellten Eingriff insbesondere für die Schutzgüter Boden, Wasser, Tiere 
und Pflanzen gleichwertig auszugleichen. 
 
Eine Aufgabe der bisher festgesetzten Nutzung öffentliche und private Grün-
fläche (Kleingärten) erscheint vertretbar, da die Nutzung als Kleingärten bis-
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lang nicht umgesetzt wurde und die Fläche als Ausgleichsfläche weiterhin öf-
fentlich zugänglich bleiben soll. 
 


4.6.3 Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes wurde eine Bilanzierung von 
Eingriff und Ausgleich durchgeführt. Bilanzrelevant sind dabei alle Flächen 
des Geltungsbereichs mit Ausnahme der Flächen der als Mischgebiet einge-
stuften Bebauung im Nordwesten. Diese Flächen werden planungsrechtlich 
bereits heute als Innenbereich gemäß § 34 BauGB angesehen, weshalb der 
Bebauungsplan für diesen Bereich keine neuen Eingriffe bewirkt. Innerhalb 
der bilanzierungsrelevanten Flächen können ca. 22.390 m² neu versiegelt 
werden. Diese Flächen gehen dem Naturhaushalt auf Dauer verloren, sie 
können aber durch die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert wer-
den. 
 
Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs- und Verringerungs-
maßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und der Aus-
gleichsmaßnahmen auf den externen Flächen sind die mit Umsetzung des 
Bebauungsplanes zu erwartenden Auswirkungen auf die Schutzgüter des 
Naturhaushaltes und das Landschaftsbild abschließend wie folgt zu bewer-
ten: 
 
Boden ist nicht vermehrbar. Umgekehrt sind also Bodenverluste nicht aus-
gleichbar. Bodenfunktionen jedoch können durch Extensivierungsmaßnah-
men, Begrünungen usw. verbessert werden. Der Vermeidung von Eingriffen 
in das Schutzgut Boden kommt daher besondere Bedeutung zu. Dem Verlust 
der Bodenfunktionen unter den versiegelten/bebauten Flächen steht hier die 
Verbesserung der natürlichen Bodenfunktionen auf den Ausgleichsflächen 
entgegen, die dort durch dauerhafte Nutzungsaufgabe und Entwicklung 
strukturreicher Vegetationsbestande zu erwarten ist. 
 
Eine Verbesserung der Bodenfunktionen auf den Ausgleichsflächen im Gel-
tungsbereich A südlich der Freileitung kann nur als eingeschränkt bzw. nur 
für die oberen Bodenschicht wirksam betrachtet werden, da es sich um einen 
Altablagerungsstandort handelt. Die Nutzung der Fläche als Ausgleichsfläche 
stellt aus Altlastsicht kein Gefährdungsrisiko dar, eine Sanierung wird bei 
dieser Nutzungsart auch zukünftig entbehrlich. 
 
Im Geltungsbereich B (Maulbeerweg) ist die Herstellung einer Streuobstwie-
se mit einzelnen Heckenabschnitten als Ausgleichsmaßnahme vorgesehen. 
Hier erfolgt gegenüber dem Bestand (Ackerbrache) bzw. den Festsetzungen 
des hier geltenden und zu Grunde zu legenden rechtskräftigen Bebauungs-
plans eine bedeutsame Nutzungsextensivierung und somit funktionale Auf-
wertung für alle Schutzgüter. 
 
Insgesamt können die Eingriffsfolgen für das Schutzgut Boden damit auf ein 
unerhebliches Maß reduziert werden. 
 
Eingriffe in das Schutzgut Wasser resultieren insbesondere aus der Versie-
gelung / Bebauung offener Bodenflächen mit Auswirkungen auf den lokalen 
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Wasserhaushalt (Verlust von Flächen für die Grundwasserneubildung, erhöh-
ter Oberflächenabfluss). Durch Maßnahmen zur Vermeidung und Verringe-
rung von Eingriffsfolgen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und eine 
allgemein positive Wirkung der Ausgleichsmaßnahmen auch auf den Was-
serhaushalt können die Eingriffsfolgen für das Schutzgut Wasser auf ein ins-
gesamt unerhebliches Maß reduziert werden. Die Ausgleichsmaßnahmen, 
die der Aufwertung und dem Ausgleich des Schutzgutes Boden dienen, kön-
nen gleichzeitig positiv und kompensierend für Eingriffe in das Schutzgut 
Wasser wirken. 
 
Vor allem für den Biotop- und Artenschutz sowie für das Landschaftsbild re-
levant sind die Ausgleichsflächen im Geltungsbereich A. Den Beeinträchti-
gungen des Schutzgutes Tiere und Pflanzen durch den mit der Realisierung 
des Vorhabens einhergehenden Lebensraumverlust stehen Aufwertungs-
maßnahmen auf den Ausgleichsflächen (2,99 ha im Geltungsbereich A, 
1,41 ha im Geltungsbereich B) gegenüber. 
 
Eingriffe in das gemäß BNatSchG besonders geschützten Biotop (3.300 m²) 
erfordern einen gesonderten Ausgleich nach Naturschutzrecht. Das Aus-
gleichserfordernis wird im Rahmen der Erteilung einer Genehmigung zum 
Eingriff in das Biotop bestimmt. Mit der Vorhaltung einer 9.900 m² großen 
Teilfläche im Norden der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft wird bereits im Bebauungs-
plan eine Fläche für mögliche Umsiedlung des Magerrasens gesichert (Aus-
gleich im Verhältnis 1:3). Sollten sich Bereiche innerhalb der im Bebauungs-
planentwurf mit „B“ gekennzeichnete Biotopfläche in Laufe der Zeit so verän-
dern, dass der besondere Schutzstatus gemäß BNatSchG nicht mehr gege-
ben ist, ist der Eingriff in diese Fläche analog der bilanzierten Flächen mit 
dem durchschnittlichen Eingriffsflächenwert der vorgefundenen sonstigen Bi-
otope auszugleichen (Verhältnis 1:2,32). Die in einem solchen Fall nicht in 
Anspruch genommenen reservierten Ausgleichsflächen (max. 2.230 m²) 
stünden dann für andere Maßnahmen zu Verfügung. 
 
Auf den verbleibenden ca. 1,99 ha der Maßnahmenfläche im Geltungsbe-
reich A soll durch langfristige Ausmagerung und extensive Pflege von 60% 
der Fläche die Entwicklung artenreicher Wiesenstrukturen erreicht werden. 
Die restlichen Flächen sollen durch Aufforstung und natürliche Sukzession 
entwickelt werden. Im Geltungsbereich B ist die Herstellung einer Streuobst-
wiese mit einzelnen Heckenabschnitten als Ausgleichsmaßnahme vorgese-
hen. Hier erfolgt durch Überplanung eines rechtskräftigen Bebauungsplanes 
eine funktionale Aufwertung der Flächen durch Nutzungsextensivierung und 
Erhöhung der Strukturvielfalt. 
 
Bezogen auf das Klima und das Landschaftsbild wirken beide Maßnahmen 
ausgleichend: sowohl der Erhalt großflächiger Vegetationsflächen in Verbin-
dung mit den geplanten Pflanzmaßnahmen innerhalb der Baugebiete als 
auch die Entwicklung von Offenland- und Gehölzflächen auf der Maßnah-
menfläche südlich der Freileitung. Durch die Festsetzung großflächiger Ve-
getationsflächen sind keine erheblichen negativen Eingriffsfolgen für diese 
Schutzgüter zu erwarten. Die genannten Maßnahmen sind funktional geeig-
net, Eingriffe aus dem Bebauungsplangebiet auszugleichen. 
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Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs-, Minderungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplans zu er-
wartenden Auswirkungen auf die Schutzgüter des Naturhaushaltes und des 
Landschaftsbildes abschließend wie folgt zu bewerten: Mit Umsetzung der 
zeichnerisch und textlich festgesetzten Maßnahmen zur Grünordnung sowie 
der Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft auf den externen Flächen sind die durch den Be-
bauungsplan zulässigen Vorhaben im Sinne der Eingriffsregelung als ausge-
glichen einzustufen. 
 


4.7 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen  
(Monitoring) 


 
Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die auf Grund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten. 
Dieses sogenannte Monitoring ist notwendig für die Überwachung des Erfol-
ges der erforderlichen Artenschutz- und Ausgleichsmaßnahmen. (s. auch 
Punkt 4.6). Drei Jahre nach Herstellung der Ausgleichsmaßnahmen A 2 und 
A 3 sollen die Flächen kontrolliert werden. 
 


4.8 Zusammenfassung 
 


Bei dem Plangebiet handelt es sich mit Ausnahme der vorhandenen bebau-
ten Flächen an der Ecke Pfälzerstraße / Sandanger planungsrechtlich um 
Außenbereichsflächen gemäß BauGB. Die landwirtschaftlichen Flächen sind 
mit Ausnahme einer kleinen Fläche zur Zeit brach gefallen bzw. werden ex-
tensiv genutzt. 
 
Die geplante Errichtung eines Gas- und Turbinenwerks auf dem bisherigen 
Betriebsgelände von BS|Energy außerhalb des Bebauungsplangebietes er-
fordert umfangreiche Lager- und Tankflächen, die dort nicht untergebracht 
werden können. Diese sollen in dem geplanten Sondergebiet zwischen 
Pfälzerstraße und bestehendem Betriebsgelände vorgesehen werden. Ent-
lang der Pfälzerstraße erfolgt eine Weiterführung der Bebauung in Form von 
Gewerbegebietsflächen bis zur Höhe des westlich der Pfälzerstraße vorhan-
denen Ortsrandes. 
 
Negative Auswirkungen auf die Schutzgüter können im Rahmen des Be-
bauungsplanes durch Vermeidung, Minimierung und Ausgleich kompensiert 
werden. 
 
Mensch und Gesundheit 
Bei Einhaltung der Vorschriften und Auflagen, die für Errichtung und Betrieb 
der geplanten Anlage gelten, sind erhebliche Auswirkungen für das Schutz-
gut Mensch und Gesundheit nicht zu erwarten. Der Verlust von Flächen für 
die landschaftsgebundene Erholung (Wegebeziehungen) wird durch die Si-
cherung einer öffentlichen Grünfläche entsprochen und minimiert. 
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Tiere, Pflanzen, Landschaft 
Nicht vermeidbare Eingriffe in den gemäß § 30 BNatSchG besonders ge-
schützten Sandmagerrasen sind entsprechend den Bestimmungen des 
BNatSchG gesondert zu beantragen. Flächen für Ausgleichsmaßnahmen 
(Umsiedlung des Biotops) werden bereits innerhalb des Bebauungsplange-
bietes vorgehalten. 
 
Sonstige erhebliche Auswirkungen für das Schutzgut Pflanzen und Tiere so-
wie Landschaft können durch Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
reduziert werden, verbleibende Beeinträchtigungen sind durch interne und 
externe Ausgleichsmaßnahmen kompensierbar. 
 
Boden 
Die Eingriffsfolgen für das Schutzgut Boden können mit den vorgesehenen 
Maßnahmen ausgeglichen werden, verbleibende Beeinträchtigungen können 
durch interne und externe Ausgleichsmaßnahmen als kompensiert angese-
hen werden. 
 
Wasser 
Mit den vorgesehenen Maßnahmen können die Eingriffsfolgen für das 
Schutzgut Wasser auf ein insgesamt hinnehmbares Maß reduziert bzw. 
durch Ausgleichsmaßnahmen kompensiert werden. 
 
Klima, Luft 
Erhebliche Auswirkungen können durch Vermeidungs- und Minderungsmaß-
nahmen auf ein unerhebliches Maß reduziert werden. 
 
Lärm 
Das Plangebiet sowie die bestehende Bebauung werden vorrangig durch 
Straßenverkehrslärm beeinträchtigt. Die daraus resultierenden Konflikte wer-
den durch entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan gelöst. Durch 
die Beschränkung der zulässigen Emissionen hinsichtlich des Gewerbelärms 
im Plangebiet, in Form von immissionswirksamen flächenbezogenen Schall-
leistungspegeln (IFSP), werden keine erheblichen Lärmbelastungen an den 
benachbarten Wohngebieten hervorgerufen.  
 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
Die Planung berücksichtigt den Verlauf der Braunschweiger Landwehr durch 
gezielte Pflanzmaßnahmen und Eingriffsminimierung. Auswirkungen auf 
sonstige Sachgüter sind nicht zu erwarten. 
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5 Begründung der Festsetzungen 
 
5.1 Art der baulichen Nutzung 


 
 Das Planungsgebiet gliedert sich in drei Teile: 
 


Mischgebiet 
Die Festsetzung orientiert sich am Bestand, im bereits bebauten Mischgebiet 
im Nordwesten sind Wohnnutzung und gewerbliche Nutzungen zulässig. 
 
Gewerbegebiete 
Entlang der Pfälzer Straße erstrecken sich die Gewerbegebiete GE 1 und 
GE 2. Zulässig sind Gewerbebetriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungs-
gebäude und öffentliche Betriebe sowie im GE 1 und GE 2 ausnahmsweise 
betriebsbedingtes Wohnen. Häufig hat der Inhaber eines Gewerbebetriebes 
selbst die Notwendigkeit, seine Wohnung auf dem Betriebsgelände zu errich-
ten. Dies trifft insbesondere auf Handwerksbetriebe zu, auch aufgrund der 
bekannten Gefahren durch Einbruch bzw. Zerstörung von Betriebseinrich-
tungen. Daher sind Wohnungen im GE 1 für Aufsichts- und Bereitschaftsper-
sonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter zulässig, die dem Gewer-
bebetrieb in Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet sind und in 
das Betriebsgebäude integriert sind. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufs- und/oder Ausstellungsflächen, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der am Standort erfolgten Herstellung 
oder der Weiterverarbeitung von Waren und Gütern, mit Ausschluss von 
zentrenrelevanten Warengruppen gem. textlicher Festsetzung, stehen. Mit 
dieser Festsetzung kann den Gewerbetrieben der Verkauf ihrer Waren am 
Ort der Herstellung ermöglicht werden. Mit dem Ausschluss von 
zentrenrelevantenrelevanten Warengruppen wird sichergestellt, dass die 
Funktionsfähigkeit der bestehenden Einkaufsbereiche nicht beeinträchtigt 
wird und damit keine negativen städtebaulichen Auswirkungen hat. 
 
Unzulässig sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen, Lagerplätze und – hal-
len, Einzelhandelsbetriebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke, da diese Nutzungen die Größenord-
nung der Gewerbegebiete sprengen würde bzw. am Ortsrand nicht er-
wünscht sind. Im Mischgebiet und in den Gewerbegebieten sind mit Rück-
sicht auf die nahe gelegene Wohnbebauung Prostitution und bordellartige 
Betriebe nicht zulässig, da diese ihrem Charakter nach grundsätzlich in der 
Innenstadt angesiedelt werden sollen. In den Gewerbegebieten kommen 
aufgrund der Emissionsbeschränkungen und flächenmäßigen Begrenztheit 
eher kleinere Handwerksbetriebe und Büro- und Geschäftsnutzungen in Be-
tracht, was im Hinblick auf die nahegelegene Wohnbebauung verträglich und 
erwünscht ist. 
 
Sondergebiet 
Für das Sondergebiet wird die Zweckbestimmung „Versorgungsanlage“ fest-
gesetzt, um Flächen für eine Erweiterung des Heizkraftwerks Nord vorzuhal-
ten. Als Nutzungen sind Anlagen für Lagerung, Speicherung und Transport 
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von Energieträgern, für Energieumwandlung sowie Emissionsschutz zuläs-
sig. 
 
Mit den Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzungen wird auf den Be-
stand Bezug genommen, die Erweiterungsplanungen des Heizkraftwerks 
Nord berücksichtigt und Übergänge zwischen dem Sondergebiet Heizkraft-
werk und den Reinen Wohngebieten westlich der Pfälzerstraße geschaffen. 
 


5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 


 Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung orientieren sich eben-
falls am Bestand bzw. an den Erweiterungsplanungen des Heizkraftwerks 
Nord und haben ebenso zum Ziel, einen Übergang zwischen der kleinteiligen 
und niedrigen Bebauung der Reinen Wohngebiete westlich der Pfälzerstraße 
und der großflächigen Struktur und höheren Gebäudehöhe der Anlagen des 
Heizkraftwerk zu gestalten. 


 
5.2.1 Grundflächenzahl 


Die Grundflächenzahl für das Mischgebiet orientiert sich am Bestand. Die 
Festsetzungen der GRZ-Werte der Gewerbe- und Sondergebiete bleiben mit 
0,4 bzw. 0,6 hinter den gemäß Baunutzungsverordnung zulässigen Dichte-
werten zurück, was auf unterschiedliche Gründe zurückzuführen ist: in unmit-
telbarer Nähe zur kleinteiligen ein- bis zweigeschossigen Wohnbebauung er-
scheint eine großflächige und übermäßig dichte Gewerbestruktur als unan-
gemessen. Für das Sondergebiet wurde die GRZ ebenfalls auf 0,4 reduziert, 
da dieser Grad der Überbauung für die Erfordernisse der Heizkraftwerkser-
weiterung ausreicht und damit ein Teil des vorhandenen schützenswerten 
Sandmagerrasens erhalten werden kann, was die Ausgleichsfläche reduzie-
ren kann. Für die Berechnung der GRZ sind die Ausgleichsflächen A 1 und 
A 2 nicht als Bestandteil der Grundstücksgröße zugrunde zu legen. 


 
5.2.2 Geschossflächenzahl 


Die im Misch- und in den Gewerbegebieten festgesetzte Geschossflächenzahl  
orientiert sich an den oben begründeten GRZ-Werten und bleibt ebenfalls 
hinter den Möglichkeiten der Baunutzungsverordnung zurück. Sie geht von 
einer Zweigeschossigkeit aus. Im Sondergebiet wird auf eine GFZ verzichtet, 
da die Bebauung der hier geplanten Tanks besser durch die Gebäudehöhe 
zu regeln ist (s.a. 5.2.4). 


 
5.2.3 Zahl der Vollgeschosse  


Die Zahl der Vollgeschosse wird nur im Mischgebiet festgesetzt; in den Gewerbe- 
gebieten orientieren sich die Festsetzungen zum Maß der baulichen Dichte 
an einer zweigeschossigen Bebauung, was die Höhenentwicklung der um-
gebenden Bebauung aufnimmt und eine maßvolle Steigerung zulässt. 


 
5.2.4 Höhen baulicher Anlagen 
 Die Höhen der baulichen Anlagen in den Gewerbegebieten (8 m) und im 


Sondergebiet (13 m, 25 m und 35 m) sind ebenfalls in abgestufter Form fest-
gesetzt, sodass eine Höhenentwicklung von West nach Ost und von Nord 
nach Süd entsteht. Die Höhenfestsetzungen für das Sondergebiet ergeben 
sich aus den technischen Notwendigkeiten des geplanten Gas- und Dampf-
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turbinenkraftwerks. Der mit 35 m höchste Anlagenbereich ist für 3 oder 4 
Kessel zum Speichern von Energie in Form von heißem Wasser vorgesehen. 
Um optimale Speichereigenschaften zu erzielen, ist einerseits ein bestimm-
tes Volumen erforderlich. Andererseits darf die Grenzschicht zwischen dem 
130 Grad heißen, oben gelagerten Wasser und dem abgekühlten, unten ge-
lagerten Wasser eine maximale Fläche nicht überschreiten. Darüber hinaus 
muss der Durchmesser der Speicherkessel zur Stabilisierung der belasteten 
Schweißnähte begrenzt gehalten werden. Aus diesen Bedingungen ergibt 
sich die hohe Bauform. 
 
Entlang der Pfälzerstraße wird in den Gewerbegebieten eine niedrigere Ge-
bäudehöhe (8 m) festgesetzt, um den Übergang zur westlich angrenzenden 
eingeschossigen Bebauung zu schaffen. 


 
5.3 Überbaubare Grundstücksflächen 


 
 Die überbaubaren Grundstückflächen im Mischgebiet und in den Gewerbe-


gebieten orientieren sich am Bestand, beim Sondergebiet an den Planungen 
für die Erweiterung des Heizkraftwerks. Entlang der Pfälzerstraße wird die 
Baugrenze in einem Abstand von 3 Metern zur öffentlichen Verkehrsfläche 
festgesetzt. Durch diese Festsetzung soll das Baufeld eine größtmögliche 
Ausdehnung erhalten, um den Gewerbebetrieben eine größtmögliche Ent-
wicklungsmöglichkeit anzubieten. Ferner soll durch die Bebauung entlang 
der Straße ein deutlich begrenzter Straßenraum und damit die Ortseingangs-
situation gestaltet werden. 


 
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Garagen, Stellplätze 
und sonstige Nebenanlagen unzulässig, um eine geordnete städtebauliche 
Entwicklung zu gewährleisten. Ausgenommen hiervon sind Anlagen, die der 
Versorgung des Gebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur 
Ableitung von Abwasser dienen, Briefkastenanlagen, Mülltonnenstandplätze 
sowie Einfriedungen. 
 


5.4 Stellplätze und Garagen 
 
Garagen, offene Garagen (Carports) und Stellplätze müssen an ihrer Zu-
fahrtsseite einen Abstand von mind. 5,00 m von der öffentlichen Verkehrsflä-
che halten, weil ein geringerer Abstand zur Straße den fließenden Verkehr 
gefährden würde. 
 


5.5 Öffentliche Verkehrsflächen 
 


5.5.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
Das Baugebiet ist durch die Buslinie 414 gut in das Öffentliche Verkehrsnetz 
eingebunden, die Braunschweiger Innenstadt ist in ca. 20 Minuten mit einem 
Mal Umsteigen erreichbar. Eine Bushaltestelle Sandanger befindet sich auf 
der Pfälzerstraße nordwestlich des Baugebiets. 


 
5.5.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 


Der Bereich öffentlicher Verkehrsflächen für die Erschließung durch den KfZ-
Verkehr beschränkt sich auf einen Streifen entlang der Pfälzerstraße, der 
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durch die Neuplanung einer Querungsinsel am Ortseingang von Veltenhof 
erforderlich wird. Die sonstige Erschließung erfolgt auf den jeweiligen Grund-
stücken durch Privatstraßen. 


 
5.5.3 Fuß- und Radverkehr 


Durch das Baugebiet führt eine Fußwegeverbindung durch eine als öffentli-
che Grünfläche festgesetzte Fläche, die extensiv genutzt bleiben soll. Dieser 
Weg dient nicht dem Radverkehr, sondern eher erholungssuchenden Wan-
derinnen und Wanderern. Diese Wegeführung verfolgt das Ziel, Fußgänge-
rinnen und Fußgängern eine Verbindung zu den Grünbereichen jenseits der 
Hafenbahn und der Straße Sandanger und abseits der stark befahrenen 
Pfälzerstraße anzubieten. Der Radverkehr wird entlang der Pfälzerstraße auf 
eigenen Radwegen geführt. 


 
5.6 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 


von Boden, Natur und Landschaft 
 


5.6.1 Grünordnung  
 
Ziele 
Für den Orts- und Landschaftsraum zwischen Oker, A 391 und dem südli-
chen Teil des Ortsteils Veltenhof bestehen folgende Ziele (vgl. Rahmenkon-
zept Veltenhof, 2003 und landschaftsplanerisches und grünordnerisches 
Zielkonzept, 2007/2009): 
 
 Erhalt von schützenswerten Biotopen 
 Minimierung von Versieglung und Verlust vorhandener Biotopstrukturen  
 Herstellung / Sicherung von Vernetzungs- und Verbundstrukturen 
 Aufwertung des Orts- und Landschaftsbildes Straßenraumgestaltung / 


Radweg 
 Sicherung / Herstellung von Freizeitwegeverbindung von der Pfälzer 


straße in Richtung Sandanger abseits der Straßen 
 Einbindung des Gewerbegebietes in den Orts- und Landschaftsraum / 


lockere Abpflanzung der hohen baulichen Anlagen 
 Hervorhebung der Braunschweiger Landwehr / Einbindung in das Be-


grünungs- und Nutzungskonzept. 
 


Begrünung von privaten und öffentlichen Flächen sowie von Verkehrsflächen 
 
Die Festsetzungen zur Grünordnung sichern eine standorttypische Mindest-
begrünung im Bereich der privaten Bauflächen und der Verkehrsflächen. Zur 
Vermeidung / Minimierung von Beeinträchtigungen von Funktionen der 
Schutzgüter im Plangebiet gemäß den Zielen des Naturschutzgesetzes und 
dem Anforderungskatalog des Baugesetzbuches an die Planung (§§ 1,1a) 
sind folgende Maßnahmen aus Sicht der Grünordnung zu nennen: 
 
Pflanzmaßnahmen zur Verbesserung des Ortsbildes und Aufwertung des 
Straßenraums entlang der Ostseite der Pfälzerstraße sind auf Grund der 
nicht ausreichend breiten Straßenparzelle nur auf den angrenzenden Flä-
chen möglich. Festgesetzt wird die Pflanzung von großkronigen Laubbäumen 
direkt östlich des Radweges auf der Ausgleichsfläche. Mit der Festsetzung 
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eines Anpflanzungstreifens in Form einer geschnittenen oder frei wachsen-
den, mindestens 1,20 m hohen Hecke sowie von je einem mittelkronigen 
Laubbaum pro 25 lfm Grundstücksgrenze wird eine gestalterisch wirksame 
Eingrünung bzw. Abschirmung der Gewerbe- und Mischgebietsflächen zum 
öffentlichen Straßenraum und zur öffentlichen Grünfläche erreicht. Die vor-
handenen Eichen im Norden des Sondergebietes entlang der Straße Sand-
anger werden zum Erhalt festgesetzt, um ihre positive Wirkung auf die Stra-
ßenraumgestaltung zu erhalten. 
 
Unter Anrechnung der Grundstückseingrünung wird festgesetzt, dass min-
destens 20 % der Grundstücksflächen qualifiziert zu begrünen sind und zwar 
mit einem mindestens mittelkronigen Laubbaum und 5 Sträuchern je ange-
fangene 100 m², wobei Einzelflächen eine Mindestgröße von 50 m² einhalten 
müssen. Mit diesen Festsetzungen wird eine Mindestbegrünung sicherge-
stellt ohne die Ausnutzung der Bauflächen über Gebühr einzuschränken. Für 
Stellplatzanlagen ab 6 Einstellplätze wird der übliche Begrünungsschlüssel 
festgesetzt, dass pro angefangen 6 Stellplätze ein mindestens mittelkroniger 
Laubbaum zu pflanzen ist. 
 
Die Ausweisung der Sondergebietsfläche „Versorgungsanlagen“ überplant 
einen aus Sicht von Naturschutz und Grünordnung wertvollen Bereich. Um 
den Eingriff auf diesen Flächen so gering wie möglich zu halten und große 
zusammenhängende Flächen langfristig in guter Ausprägung und Wertigkeit 
für Natur und Landschaft zu erhalten, erfolgt in Abstimmung mit dem Anla-
genkonzept von BS|Energy eine Festsetzung von Flächen zur Erhaltung und 
Anpflanzungen als breiter Ring, der das Baufenster umgibt. 80 % dieser Flä-
che sind als extensiv zu pflegende Wiesenfläche trocken-magerer Standorte 
dauerhaft zu erhalten. Mit dem Gehölzanteil von 20 % wird eine punktuelle 
Abschirmung der baulichen Anlagen ermöglicht. 
 
Im Rahmen von Bauanträgen sind die festgesetzten Begrünungsmaßnah-
men in einem qualifizierten Freiflächenplan nachzuweisen. 
 
Wegebeziehungen 
Die bisher als Trampelpfad bestehende Wegebeziehung vom Sandanger zur 
Pfälzerstraße wird in die Parzelle zwischen Misch-/Gewerbeflächen und 
Sondergebiet verlegt, die als öffentliche Grünfläche ausgewiesenen ist. Die 
öffentliche Grünfläche dient gleichzeitig als Puffer zwischen den Misch- und 
Gewerbegebietsflächen und dem Sondergebiet. Diese Fläche ist mit Aus-
nahme eines kleinen Abschnitts im Süden bereits in städtischem Eigentum 
und soll als naturnahe Fläche mit Wiesen- und Gehölzflächen erhalten wer-
den. 
 
Die Weiterführung des Weges westlich der Pfälzerstraße erfolgt im Bestand. 
Langfristig ist eine Verlegung des Freizeitweges, der zur Zeit direkt unter der 
Freileitungstrasse verläuft, im Bereich der dort ebenfalls verlaufenden Land-
wehr angestrebt. Zur Betonung der Ortseingangssituation sind zwei zu pflan-
zende Bäume festgesetzt. 
 
Landwehr 
Der Verlauf der Landwehr wird im nördlichen Bereich über eine zu pflanzen-
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de Obstbaumreihe und im südlichen Bereich über eine Kombination von He-
ckenstrukturen und Wiesenabschnitten betont. Dadurch wird gleichzeitig eine 
kulissenartige Wirkung zur Abschirmung der geplanten Anlagen erzielt. 
 
Mindestqualitäten 
Für alle festgesetzten Pflanzmaßnahmen werden eine fachlichen Ausführung 
mit Mindestpflanzqualitäten und der dauerhafte Erhalt festgesetzt. Alle ge-
troffenen Anpflanzungsfestsetzungen wirken eingriffsminimierend, verringern 
das externe Ausgleichserfordernis und sind teilweise zusätzlich aus Gründen 
des Ortsbildes erforderlich. 
 


5.6.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft, Ausgleichsmaßnahmen und Zuordnung 
 
Das unter Berücksichtigung der eingriffsmindernden Wirkung der grünordne-
rischen Maßnahmen innerhalb der Baugebiete verbleibende Ausgleichsdefi-
zit wird nach planungsrechtlicher Abwägung durch Kompensationsmaßnah-
men auf Flächen an anderer Stelle im Geltungsbereich B ausgeglichen (sie-
he auch Umweltbericht). Die Ausgleichsflächen und die darauf festgesetzten 
Maßnahmen werden den Eingriffsverursachern zugeordnet: 
 
Öff. Verkehrsfläche 0,92 % 
GE 1 17,73 % 
GE 2 13,92 % 
SO 67,44 % 
 
Für den Eingriff in das mit  B  gekennzeichnete Biotop wird die Fläche der 
Ausgleichsmaßnahme  A 1  im Bebauungsplan vorgehalten. Eine Zuordnung 
erfolgt daher nicht im Bebauungsplan, sondern im Rahmen der erforderlichen 
naturschutzrechtlichen Genehmigung. Die Flächengröße für diesen Aus-
gleich beträgt nach derzeitigem Kenntnisstand mindestens 7.760 m², höchs-
tens 9.900 m², sodass die Fläche  A 1  ausreichend bemessen ist. Nach pla-
nungsrechtlicher Abwägung setzt der Bebauungsplan folgende Ausgleichs-
maßnahmen fest: 
 
Ausgleichsfläche im Geltungsbereich A 
Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe, die durch die Aufstellung des Be-
bauungsplanes „Pfälzerstraße Südost“ vorbereitet werden, werden teilweise 
direkt angrenzend an die Eingriffsfläche auf dem Flurstück 82/2, Flur 4, Ge-
markung Rühme festgesetzt. 
 
Die verbleibende mit  A 1  bezeichnete Ausgleichsfläche auf dem Flurstück 
82/2, Flur 4, Gemarkung Rühme von 9.900 m² wird als Fläche für die Durch-
führung von Ausgleichsmaßnahmen bzw. für die Umsiedlungsmaßnahmen 
des § 30-Biotops im Falle eines Eingriffs vorgehalten. Hierfür ist im Bedarfs-
fall eine Ausnahmegenehmigung bei der Unteren Naturschutzbehörde der 
Stadt Braunschweig zu beantragen, sie legt den genauen Umfang der erfor-
derlich werdenden Maßnahmen fest. In der rechnerischen Eingriffs- / Aus-
gleichsbilanz ist das § 30- Biotop nicht als Eingriffsfläche gewertet worden, 
da der Ausgleichsbedarf hierfür gesondert nach BNatSchG erfolgen muss. 
Für den Fall, dass der Schutzstatus des § 30-Biotops zum Zeitpunkt der 
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Ausnahmebeantragung vollständig oder teilweise nicht mehr gegeben ist, ist 
nur noch der durchschnittliche Eingriff pro m² auszugleichen, der im Be-
bauungsplangebiet in der rechnerischen Bilanzierung ermittelt wurde. Vor-
handene § 30-Biotopflächen sind im Verhältnis 1:3, sonstige Biotopflächen 
im Verhältnis 1:2,32 auszugleichen. Der Mindestausgleichsumfang im Fall 
des Eingriffs in eine nicht besonders geschützte Biotopfläche beträgt dem-
nach 7.670 m². Die in einem solchen Fall nicht benötigten Ausgleichsflächen 
können für andere Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden. Bis zur Um-
setzung dieser Ausgleichsmaßnahme ist die mit  A 1  bezeichnete Fläche zu 
100% durch Mahd, Entbuschung und Ausmagerung dauerhaft als eine ex-
tensive Wiesenfläche magerer Standorte zu entwickeln. 
 
Die mit  A 2  bezeichnete Ausgleichsfläche auf dem Flurstück 82/2, Flur 4, 
Gemarkung Rühme von 1,95 ha sind 60% der Fläche durch Mahd, 
Entbuschung und Ausmagerung dauerhaft als eine extensive Wiesenfläche 
magerer Standorte zu entwickeln. 40 % der Fläche ist durch Pflanzung und 
gesteuerte Sukzession zu einem standortgerechten und artenreichen Wald 
mit Lichtungen Waldmantel und Saumzonen zu entwickeln. Die Pflanzung ist 
mindestens mit Forstqualität nach forstlichen Standards durchzuführen. Die 
festgesetzte Aufforstung inkl. der Saumzonen und Wiesenflächen ist mit ei-
ner 5-jährigen Entwicklungspflege im Anschluss an die Fertigstellungspflege 
herzustellen. 
 
Ausgleichsfläche im Geltungsbereich B 
Trotz dieser Aufwertungsmaßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs A 
kann der Eingriff innerhalb des Geltungsbereichs A nicht vollständig kom-
pensiert werden. Als weitere Ausgleichsflächen (Geltungsbereich B) werden 
deshalb städtische Flurstücke im Bereich Maulbeerweg südlich der A391 
(Fläche  A 3 ) in einer in einer Größe von ca. 1,41 ha festgesetzt. Auf diesen 
werden Obstbäume sowie Feldgehölze festgesetzt (s.a. Umweltbericht). 
 
Die für den Ausgleich der durch diesen B-Plan ermöglichten Eingriffe in Natur 
und Landschaft nicht benötigte Teilfläche des Geltungsbereichs B  
(Fläche  A 4 ) wird keinem der Eingriffsgebiete zugeordnet und steht somit 
als Poolfläche für andere Verfahren zur Verfügung. Als Maßnahmen sind dort 
Feldgehölzpflanzungen, Gehölzentwicklung über Sukzession sowie Saum- 
und Wiesenzonen vorgesehen. 
 
Entwicklungspflege 
Die Aufforstungen sind mit einer 5-jährigen Entwicklungspflege im Anschluss 
an die Fertigstellungspflege herzustellen, alle übrigen festgesetzten Pflanz-
maßnahmen mit einer 2-jährigen Entwicklungspflege im Anschluss an die 
Fertigstellungspflege, um eine fachgerechte Realsierung sicherzustellen. 
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5.7 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
 


5.7.1 Emissionsbeschränkungen 
Die Festsetzungen zum Immissionsschutz folgen den Empfehlungen der 
dem Planvorhaben zugrundegelegten Schallgutachten. Um den Schutzan-
spruch der nahegelegenen Wohnbebauung zu erfüllen, wurden zulässige 
immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) für alle 
Bauflächen bestimmt. Von diesen festgesetzten IFSP kann ausnahmsweise 
abgewichen werden, sofern durch ein schalltechnisches Gutachten gem. 
DIN ISO 9613-2 der Nachweis erbracht wird, dass durch alternativ vorgese-
hene aktive und dauerhaft wirkende Lärmminderungsmaßnahmen die jeweils 
festgesetzten IFSP in ihrer Gesamtwirkung nicht überschritten werden. Als 
entsprechend erforderliche und dauerhaft wirksame Lärmminderungsmaß-
nahmen kann eine aktive Lärmschutzbebauung errichtet oder ein Ausgleich 
aufgrund innerer Absorption, Streuung oder Abschirmung hergestellt werden. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass aufgrund der geringen IFSP ein Produkti-
onsbetrieb innerhalb der Nachtzeit (22.00 bis 6.00 Uhr) nur in den Gebäuden 
möglich ist. Lediglich Kühl- und Lüftungsanlagen können i.d.R. - sofern sie 
dem Stand der Technik entsprechen - des Nachts im Außenbereich betrie-
ben werden. 
Hinsichtlich der Tagzeit ist anzumerken, dass ein intensiver Lkw-Fahrverkehr 
auf den Freiflächen bzw. eine schalltechnisch vergleichbare Freiflächennut-
zung (z.B. kontinuierliche Ladevorgänge mittels Gabelstapler) aufgrund der 
festzusetzenden IFSP nicht ohne weiteres zu realisieren ist. Ggf. kann hier 
eine sinnvolle Anordnung von Betriebsgebäuden insbesondere für bodenna-
he Geräuschquellen (z.B. Lkw) Schallpegel mindernd wirken. 
Aufgrund der festgesetzten immissionswirksamen flächenbezogenen Schal-
leistungspegel (IFSP) für die einzelnen Teilflächen des Plangebiets sind 
durch die künftigen Bebauungen keine negativen Auswirkungen an den 
nächstgelegenen bestehenden Wohnnutzungen zu erwarten. 
 


5.7.2 Ausweisung von Lärmpegelbereichen 
Um die vorhandene Geräuschimmissionsbelastung im Plangebiet potentiel-
len Bauherren kenntlich zu machen, wurden Lärmpegelbereiche gemäß DIN 
4109 ermittelt. Innerhalb des Plangebietes sind als maßgebliche Außenlärm-
pegel 66 dB(A) bis 70 dB(A) schalltechnisch ermittelt worden. Diese ergeben 
sich im vorliegenden Fall gemäß DIN 4109 aus den um 3 dB erhöhten Ver-
kehrslärmimmissionen.  
Entsprechend wird nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ in den rele-
vanten Bereichen des Plangebietes Lärmpegelbereich (LPB) IV in den Fest-
setzungen aufgeführt und gekennzeichnet. 
 
Durch die Kenntlichmachung des Lärmpegelbereiches im Bebauungsplan 
können sich Ansiedlungswillige auf die vorhandene Lärmsituation einstellen 
und in Anwendung der DIN 4109 für eine geeignete Schalldämmung der Um-
fassungsbauteile sorgen. Aus dem Lärmpegelbereich resultiert der erforderli-
chen Bauschalldämm-Maße R’w, res. Dieser ist je nach Gebäudenutzung un-
terschiedlich. Differenziert wird z.B. in Wohnungen zwischen Aufenthalts-
räumen und Nichtaufenthaltsräumen.  
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Straßenverkehrslärm: 
Im Plangebiet sind die Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Straßen-
verkehr (Bundesautobahnen BAB 2 und 391 sowie Pfälzer Straße) ermittelt 
worden. Die Berechnung der Geräuschemissionen erfolgte auf Grundlage 
der im Rahmen erster Planungen durchgeführten schalltechnischen Untersu-
chungen aus den Jahren 1996 und 2004. Diese Daten wurden mit den prog-
nostizierten Verkehrsbelastungen für das Jahr 2020 verifiziert, mit dem Er-
gebnis, dass sich über den Zeitraum keine signifikanten Änderungen erge-
ben haben bzw. auch künftig nicht zu erwarten sind, so dass zur immissions-
schutzrechtlichen Beurteilung diese Gutachten auch weiterhin herangezogen 
werden konnten. 
Die Ergebnisse der Untersuchung (s.a. Kap. 4.5.6) zeigen, dass aufgrund 
des Straßenverkehrslärms die Orientierungswerte gemäß DIN 18005 in den 
bestehenden Wohngebieten sowie auch zum Teil im Plangebiet zur Tag- und 
Nachtzeit deutlich überschritten werden. Den Hauptbeitrag hierzu leistet der 
Verkehr auf der Pfälzer Straße. 
 
Maßnahmen des aktiven Lärmschutzes (z.B. eine Schallschutzwand) sollen 
aus städtebaulichen Gründen vermieden werden, um eine optische Isolie-
rung gegenüber der westlichen Seite der Pfälzer Straße zu vermeiden. Das 
gewünschte Zusammenwachsen der Siedlungskörper würde verhindert wer-
den.  
 
Zum Schutz vor Straßenverkehrslärm sind an den Gebäuden im Geltungsbe-
reich entsprechend des Lärmpegelbereiches IV gem. DIN 4109 „Schallschutz 
im Hochbau“ sowie gemäß VDI 2719 „Schalldämmung von Fenstern und de-
ren Zusatzeinrichtungen“ besondere bauliche Maßnahmen des passiven 
Schallschutzes zu treffen. In dem Zusammenhang sind zur Sicherstellung ei-
ner ausreichenden Belüftung während der Nachtzeit die Fenster von schutz-
würdigen Räumen wie Schlafräume und Kinderzimmer mit schallgedämmten 
Lüftungsöffnungen (mit einem Einfügungsdämpfungsmaß, dass dem Schall-
dämmmaß der Fenster entspricht) auszustatten. Eine sinnvolle Gebäudean-
ordnung und/ oder Raumorientierung kann dazu führen, dass der maßgebli-
che Außenlärmpegel in derart verringert wird, dass sich die besondere bauli-
che Maßnahmen des passiven Schallschutzes auf ein Minimum reduziert. 
Der Nachweis zu eingehaltenen Schalldämmmaßen ist mittels geeigneter 
nachvollziehbarer Bauvorlagen zugehörig zum Bauantrag/ zur Bauanzeige 
zu erbringen bzw. der Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. 
 
Schutzwürdige Außenwohnbereiche wie z. B. Terrassen, Freisitze, Balkone 
und Loggien müssen entsprechend so angeordnet werden, dass die Einhal-
tung der Orientierungswerte gewährleistet ist. Dazu kann es erforderlich sein, 
die Außenwohnbereiche auf der der Pfälzer Straße abgewandten Seite des 
Gebäudes im direkten Schallschatten anzuordnen. Alternativ reicht ggf. eine 
mindestens 2,0 m hohe Abschirmmaßnahme (z. B. Wand oder Nebengebäu-
de etc.), um für einen ausreichenden Schutz zu sorgen. 
Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung der Orientierungswerte ist auf der 
Grundlage der schalltechnischen Rechenvorschrift RLS-90 „Richtlinie für den 
Lärmschutz an Straßen“ unter Berücksichtigung der vorgenommen Lärm-
minderungsmaßnahmen vorzulegen. 
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Bei dem zu unterstellenden Verkehrsaufkommen im Plangebiet, durch den 
Erschließungsverkehr und den daraus resultierenden Einfluss auf bestehen-
de öffentliche Straßen, ist selbst bei konservativer Annahme keine negative 
Auswirkung an den nächstgelegenen bestehenden Wohnnutzungen zu er-
warten.  
 
Schienenverkehrslärm 
Bei dem Schienenverkehrslärm handelt es sich um die sog. Hafenbahn. Die 
in den Gutachten zugrundegelegten Emissionen sind als „worst-case-
Situation“ berücksichtigt worden. Die maßgebenden Orientierungswerte gem. 
DIN 18005 werden auch im Planzustand an allen relevanten Immissionsorten 
deutlich unterschritten. Ein nennenswerter Einfluss an den Verkehrsimmissi-
onen liegt nicht vor. 
 


5.8 Soziale Infrastruktur 
 
Die soziale Infrastruktur wie Kindergärten, Grundschule, Kirchengemeinde 
usw. ist in Veltenhof ausreichendend vorhanden und wird auch für die weni-
gen sich ggf. im Planungsgebiet neu ansiedelnden Familien genügen. 
 


5.9 Weitere technische Infrastruktur 
 
Die technischen Versorgungsleitungen befinden sich in den angrenzenden 
öffentlichen Verkehrsflächen und sind für den geplante Bebauungsplan aus-
reichend dimensioniert. 
 


5.10 Örtliche Bauvorschriften 
 


5.10.1 Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften umfasst den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans.  


 
5.10.2 Werbeanlagen 


Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung, nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen und nur bis zu maximal zulässigen Grö-
ßen zulässig, um mit Rücksicht auf die benachbarte Wohnbebauung eine op-
tisch verträgliche Gestaltung des Gebiets und des Ortseingangs zu gewähr-
leisten. Aus demselben Grund sind Anlagen mit sich turnusmäßig verän-
dernder Werbedarstellung, wie z.B. Prismenwendeanlagen, Rollbänder, 
Filmwände oder CityLight-Boards unzulässig. 


 
5.10.3 Einfriedungen 


Einfriedungen zu öffentlichen Flächen werden sowohl was die Materialwahl 
und Gestaltung als auch die Höhe betrifft geregelt, um der besonderen Situa-
tion der dörflich-ländlichen Umgebung und des Ortseingangs gestalterisch 
Rechnung zu tragen. 
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6 Gesamtabwägung 
 
Das Heizkraftwerk Nord soll durch die Errichtung eines Gas- und Turbinen-
werks auf dem bisherigen Betriebsgelände von BS|Energy außerhalb des 
Bebauungsplangebietes erweitert werden, um dem gestiegenen Energiebe-
darf gerecht zu werden und um Anlagen für effiziente Methoden der Energie-
gewinnung bereit zu stellen. Dies erfordert umfangreiche Lager- und Tankflä-
chen, die dort nicht untergebracht werden können. Daher sollen Flächen im 
Südosten von Veltenhof als Sondergebiet für Lagerung, Umwandlung und 
Speicherung von Energieträgern festgesetzt werden. Entlang der 
Pfälzerstraße sieht die Planung eine Weiterführung der Bebauung in Form 
von Gewerbegebietsflächen bis zur Höhe des westlich der Pfälzerstraße vor-
handenen Ortsrandes vor.. 
 
Bei Umsetzung der Planung werden bislang unbebaute, teilweise als infor-
melle Erholungsflächen genutzte Flächen versiegelt. Die Eingriffe in den Na-
turhaushalt können durch Ausgleichsmaßnahmen innerhalb der Geltungsbe-
reiche A und B des Bebauungsplans ausgeglichen werden. Nicht vermeidba-
re Eingriffe in den gemäß § 30 BNatSchG als Biotop besonders geschützten 
Sandmagerrasen sind entsprechend den Bestimmungen des BNatSchG ge-
sondert zu beantragen. Flächen für Ausgleichsmaßnahmen (Umsiedlung des 
Biotops) werden bereits innerhalb des Bebauungsplangebietes vorgehalten. 
 
Die Planung berücksichtigt und betont den Verlauf der Braunschweiger 
Landwehr durch gezielte Pflanzmaßnahmen und Eingriffsminimierung. 
 
Durch die Beschränkung der zulässigen Emissionen wird die Erhöhung der 
Lärmbelastung der benachbarten Wohngebiete auf ein hinnehmbares Maß 
beschränkt. 


 
7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
7.1 Geltungsbereich A 


 
Das Planungsgebiet umfasst eine Fläche von ca. 7,22 ha. Es gliedert sich 
wie folgt in die einzelnen Gebiete: 


 
 Sondergebiete Versorgungsanlagen ca. 2,93 ha ca. 40,58 % 


Mischgebiet (Bestand) ca. 0,30 ha ca.   4,16 % 
Gewerbegebiete ca. 0,66 ha ca.   9,14 % 
Öffentliche Straßenverkehrsfläche ca. 0,02 ha ca.   0,28 % 
Öffentliche Grünfläche ca. 0,33 ha ca.   4,57 % 
Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ca. 2,98 ha ca. 41,27 % 
 


 Gesamt ca. 7,22 ha 100,00 % 
 


7.2 Geltungsbereich B 
 
Die externe Ausgleichsfläche im Geltungsbereich B umfasst ca. 1,41 ha. 
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8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen 


 
 Zur Realisierung der öffentlichen Flächen sind von der Stadt Braunschweig 


Teilflächen von Grundstücken zu erwerben und die Flächen entsprechend 
der getroffenen Festsetzungen herzurichten.  


 
8.2 Kosten und Finanzierung 


 
8.2.1 Grunderwerb 
 Eine Teilfläche des Grundstücks Flurstück 531/79, das als öffentliche Grün-


fläche bzw. als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt wird, sowie eine Teil-
fläche des Grundstücks Flurstück 100/216, die als öffentliche Verkehrsfläche 
festgesetzt wird, müssen von der Stadt Braunschweig erworben werden – 
Grunderwerbskosten in Höhe von ca. 12.000 Euro fallen an. 
 


8.2.2 Straßenbau 
 Innerhalb des Geltungsbereichs ist eine 160 m² große öffentliche Verkehrs-


fläche am Ortseingang von Veltenhof festgesetzt. Die Festsetzung stellt eine 
Flächensicherung für einen späteren Ausbau einer Querungsinsel an dieser 
Stelle dar. Die Herstellung dieser Fläche im Rahmen eines späteren Aus-
baus der Pfälzerstraße wird ca. 20.000 Euro kosten, die die Stadt Braun-
schweig übernehmen wird. 


 
8.2.3 Öffentliche Grünflächen 
 Die Kosten für die Fertigstellungs- und Entwicklungspflege der öffentlichen 


Grünflächen werden auf ca. 28.700 Euro geschätzt und werden von der 
Stadt Braunschweig übernommen. 


 
8.2.4 Ausgleichsmaßnahmen 
 Herstellungskosten für Ausgleichsmaßnahmen  


im Geltungsbereich A und B ohne Poolfläche ca. 160.300 Euro  
 
Grundstückskosten für Ausgleichsflächen  
im Geltungsbereich A und B ohne Poolfläche ca. 135.300 Euro 


  
Kosten für Umsiedlung des § 30-BNatSchG- Biotops 
incl. Planungskosten ca. 34.000 Euro. 
 
Zur Refinanzierung der Ausgleichsmaßnahmen einschließlich der Grunder-
werbskosten werden Kostenerstattungsbeträge erhoben. 


 
9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 


die Grundlage bilden soll 
 
Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen werden für den Bebauungsplan 
nicht erforderlich. 
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10 Außer Kraft tretende Bebauungspläne, Beseitigung des Rechtsscheines 
unwirksamer Pläne 
 
Der HA 101 - Ausgleichsfläche 3 – wird durch den vorliegenden Bebauungs-
plan teilweise überplant und tritt dort außer Kraft. 








 
 Anlage 5 
 Stand: 16. Juli 2013 
 
 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Pfälzerstraße-Südost VH 26 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 
 
Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB vom 17. Sept. 2010 bis zum 19. Okt. 2010 
 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird, 
die Belange nicht berührt sind oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wie-
dergegeben. 
 
 
Schreiben der BS Energy Braun-
schweiger Versorgungs-AG & Co. KG 
vom 20. September 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Wir beabsichtigen, diesen Bereich mit 
Fernwärme/ Nahwärme zu erschließen. 
Bitte berücksichtigen Sie die Fernwärme/ 
Nahwärme bei weiteren Planungen. 


Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen und zwecks Koor-
dinierung bei der Erschließung des Ge-
bietes dem Baureferat mit der Bitte um 
Berücksichtigung zur Verfügung gestellt. 
 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
 


Schreiben der BS Energy Braun-
schweiger Versorgungs-AG & Co. KG 
vom 16. November 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
(…) 
1. Hinsichtlich Ihres Bebauungsplanent-


wurfes sind nach unserer Überprüfung 
vorerst zwei Änderungsvorschläge und 
eine Frage aufgekommen: 
Laut dem von uns beauftragten Gut-
achter sollte für die Realisierung unse-
rer geplanten Bauvorhaben das be-
baubare Sondergebiet (SO) innerhalb 
der Baugrenzen in zwei Bereiche mit 
unterschiedlichen Gebäudehöhen 
aufgeteilt werden. Im westlichen Teil 
des Sondergebietes zur Pfälzerstraße 
sollte eine Gebäudehöhe von 13,00 m 
und im östlichen Teil von 35,00 m 


 
Der Vorhabenträger konnte deutlich ma-
chen, dass zur Realisierung der betrieb-
lichen Ziele in Teilbereichen eine Ge-
bäudehöhe über 13,0 m erforderlich ist. 
Daher wird die maximal zulässige Ge-
bäudehöhe entsprechend der vorgese-
henen Bebauung gestaffelt und in den 
erforderlichen östlichen Teilbereichen auf 
35,0 m bzw. 25,0 m erhöht. 
Hiermit wird sowohl den betrieblichen 
Belangen als auch den Belangen des 
Schutzes des Landschaftsbildes weitge-
hend Genüge getan. 
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festgelegt werden, um im östlichen 
Teil des Sondergebietes eine Bebau-
ung mit 4 Wärmespeichern 
(D=12,00 m, Höhe ca. 31,00 m 
einschl. der Laufstege) zu ermögli-
chen (vgl. nachfolgende Zeichnung). 
Ist dies aus Ihrer Sicht möglich? 
Laut Punkt 5.2.4 der Begründung zum 
Bebauungsplan und Umweltbericht ist 
für das Sondergebiet lediglich eine 
Höhe von 13,00 m für die baulichen 
Anlagen vorgesehen. 


2. In Punkt 5.5 des Bebauungsplanes 
"Pfälzerstraße-Südost" käme uns fol-
gende Formulierung entgegen: "Die 
festgesetzten Anpflanzungen sind ein 
Jahr nach der Inbetriebnahme der 
baulichen Anlagen herzustellen." 


(…) 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die festgesetzten Anpflanzungen sind 
Teil der städtebaulichen Planung für die-
sen Standort und daher an die Inbetrieb-
nahme der baulichen Anlagen gekoppelt. 
Um für den Vorhabenträger ein gewisses 
Maß an Flexibilität zu ermöglichen, sollen 
die Planzungen in der auf die Inbetrieb-
nahme folgende Pflanzperiode abschlie-
ßend hergestellt sein.  
 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird weitgehend be-
rücksichtigt. 
 


Schreiben der Deutschen Telekom AG 
vom 22. September 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Gegen den Bebauungsplan "Pfälzer-
straße-Südost", VH 26, haben wir keine 
Einwände. 
 
Zur Umsetzung der geplanten Maßnah-
men weisen wir auf folgendes hin: 
Zur telekommunikationstechnischen Ver-
sorgung des Planbereiches, der neu zu 
errichtenden Gebäude, des neuen Bau-
gebietes, durch die Deutsche Telekom 
AG ist die Verlegung neuer Telekommu-
nikationslinien erforderlich. Leider stehen 
dazu die erforderlichen Leitungen nicht 
zur Verfügung, sodass zur Durchführung 
unserer Kabelverlegungsarbeiten gege-
benenfalls bereits ausgebaute Straßen 
wieder aufgebrochen werden müssen. 
Wir machen darauf aufmerksam, dass 
eine wirtschaftliche unterirdische Versor-
gung des Neubaugebietes durch die 
Deutsche Telekom AG nur bei Ausnut-


Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen und zwecks Koor-
dinierung bei der Erschließung des Ge-
bietes dem Baureferat mit der Bitte um 
Berücksichtigung zur Verfügung gestellt. 
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zung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung möglich ist. 
 
Wir beantragen daher sicherzustellen, 
 
 dass für den Ausbau des Telekommu-


nikationsliniennetzes im erschlie-
ßungsgebiet eine ungehinderte, un-
entgeltliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege mög-
lich ist, 


 dass auf Privatwegen (Eigentümerwe-
gen) ein Leitungsrecht zugunsten der 
Deutschen Telekom AG als zu belas-
tende Fläche entsprechend § 9 (1) Zif-
fer 21 BauGB eingeräumt wird, 


 dass zur Herstellung der Hauszufüh-
rungen der Erschließungsträger ver-
pflichtet wird, vom jeweils dinglich Be-
rechtigten (Grundstückseigentümer) 
die Grundstückseigentümererklärung 
einzufordern und der Deutschen Tele-
kom AG auszuhändigen, 


 dass eine rechtzeitige Abstimmung der 
Lage und der Dimensionierung der 
Leitungszonen vorgenommen wird 
und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für Straßenbau und Lei-
tungsbau durch den Erschließungs-
träge erfolgt, d. h., für den rechtzeiti-
gen Ausbau des Telekommunikations-
netzes sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Baumaß-
nahmen der anderen Leitungsträger 
ist es notwendig, dass Beginn und Ab-
lauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungspangebiet der Deutschen 
Telekom AG so früh wie möglich, min-
destens 3 Monate vor Baubeginn, 
schriftlich angezeigt werden. 


 
Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschädigungen an Telekom-
munikationslinien vermeiden werden und 
aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle 
von Störungen) jederzeit der ungehinder-
te Zugang zu vorhandenen Telekom-
munikationslinien möglich ist. Es ist des-
halb erforderlich, dass sich die Bauaus-
führenden über die zum Zeitpunkt der 
Bauausführung vorhandenen Telekom-
munikationslinien der Deutschen Tele-
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kom AG über die Lage informieren. Die 
Kabelschutzanweisung der Deutschen 
Telekom AG ist zu beachten. 
  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
 


Schreiben der Braunschweiger Netz 
GmbH 
vom 26. Oktober 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Hiermit nehmen wir zum Bebauungsplan 
"Pfälzerstraße-Südost" wie folgt Stellung. 
 
Stromversorgung: 
In nordwestlicher Lage, nahe der Bebau-
ung Sandanger Nr. 11, im Geltungsbe-
reich A des Bebauungsplanes 
"Pfälzerstraße-Südost" befindet sich eine 
Trafostation zur Stromversorgung. Der 
Standort der Trafostation liegt später lt. 
textlicher Festsetzung in der öffentlichen 
Grünfläche. Die Station sowie die Kabel-
trasse, die zur Station führt, sind von Be-
pflanzung durch Bäume oder Buschwerk 
freizuhalten. 
 
Gas- und Wasserversorgung: 
Südlich, im Bereich der Häuser Sandan-
ger Nr. 2-8, befindet sich ein Anodenfeld 
auf den Flurstücken des geplanten Bau-
gebietes für den kathodischen Korrosi-
onsschutz von Stahlhochdruckleitungen. 
Diese Gas-Hochdruckleitungen befinden 
sich außerhalb des Geltungsbereiches A 
auf dem Gebiet des Heizkraftwerkes 
Nord. Die Hochdruckleitungen verlaufen 
parallel zur Hafenbetriebsbahn und sind 
per Erdkabel, welches entlang dem 
Sandanger verlegt ist, mit dem Anoden-
feld auf dem Geltungsbereich A verbun-
den. Zur Verringerung des Erdüber-
gangswiderstandes und zur Erhöhung 
der Lebensdauer sind die Anoden in 
feinkörnigen Koks eingebettet; daher 
sind Erdarbeiten und Baumpflanzungen 
im Bereich des Anodenfeldes nur in Ab-
stimmung mit dem Betreiber der Anlage 
BS Netz GmbH zulässig. Der Schutz-
streifen für das Anodenfeld beträgt 4 m 


 
 
 
 
In den zeichnerischen Festsetzungen 
weist ein entsprechendes Planzeichen 
auf den Standort der Trafostation inner-
halb der zukünftigen öffentlichen Grün-
fläche hin. Darüber hinaus wird die textli-
che Festsetzung zu dieser Grünfläche 
um einen Hinweis auf die vorhandenen 
Anlagen der BS Netz GmbH ergänzt. 
 
 
 
 
 
Die Eintragung von Leitungsrechten zu-
gunsten der BS Netz GmbH für die vor-
handenen Leitungen und Anlagen (Gas, 
Wasser, Betriebstelefon) innerhalb der 
Sonderbauflächen ist nicht erforderlich, 
da die BS Netz GmbH eine 100%ige 
Tochter der Grundstückseigentümerin 
BS Energy Braunschweiger Versor-
gungs-AG & Co. KG ist. 
Auch eine grundbuchliche Sicherung der 
vorhandenen Leitungen und Anlagen ist 
daher nicht erforderlich. 
 
Im Übrigen wird der Inhalt der Stellung-
nahme zur Kenntnis genommen und 
zwecks Koordinierung bei der Erschlie-
ßung des Gebietes dem Baureferat mit 
der Bitte um Berücksichtigung zur Verfü-
gung gestellt. 
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(DVGW Regelwerk, G463, Absatz 3.1.2 
Schutzstreifen). 
 
 
Telefonkabel: 
Im südöstlichen Teil des Geltungsberei-
ches A schneidet das Betriebstelefonka-
bel 1368 das Flurstück 82/2, Gemarkung 
Rühme, Flur 4. Von Bepflanzungen mit 
Bäumen oder Buschwerk ist im Bereich 
der Leitung abzusehen. 
Sofern noch nicht erfolgt, sollten alle 
vorhandenen Versorgungsanlagen 
grundbuchlich gesichert werden. 
Als Anlage überenden wir Ihnen Be-
standspläne für die im Geltungsbe-
reich A vorhandenen Versorgungsanla-
gen zu. 
Eine Aussage über die spätere Versor-
gung kann erst dann erfolgen, wenn An-
gaben über den zukünftigen Bedarf die-
ser Flächen vorliegen. 


 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird teilweise be-
rücksichtigt. 
 


Schreiben der Industrie- und Handels-
kammer Braunschweig 
vom 21. Sep. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Gegen die o. g. Bebauungsplanung be-
stehen von unserer Seite im Grundsatz 
keine Bedenken. 
 
Wir weisen jedoch darauf hin, dass die 
festgesetzten flächenbezogenen Schall-
leistungspegel für die geplanten Bauge-
biete – insbesondere bezogen auf die 
Nachtzeit – ausgesprochen restriktiv aus-
fallen und somit nur ein eng begrenztes 
Spektrum gewerblicher Nutzung zulas-
sen. 


Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
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Schreiben der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen 
vom 11. Okt. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Nach Prüfung der o. g. Planunterlagen, 
Ortsbesichtigung und Rücksprache mit 
der örtlichen Landwirtschaft nehmen wir 
aus Sicht der von der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen zu vertretenden 
öffentlichen und fachlichen Belange wie 
folgt Stellung: 
 
Das Planungsgebiet (Geltungsbereich A) 
befindet sich im Südosten des Braun-
schweiger Ortsteiles Veltenhof und liegt 
östlich der "Pfälzerstraße" und südlich 
der Straße "Am Sandanger". Der Be-
bauungsplan setzt den Bereich zum Teil 
als Sondergebietsfläche, als einge-
schränktes Gewerbegebiet und in einem 
untergeordneten Bereich als Mischgebiet 
fest. 
Der Kompensationsausgleich soll laut 
Planung im Geltungsbereich A und auf 
einer externen Ausgleichsfläche (Gel-
tungsbereich B) entlang des "Maulbeer-
weges" realisiert werden. Die Planung 
sieht vor, auf einer Ackerbrachfläche eine 
Streuobstwiese zu entwickeln. 
Ziel der Planung ist, Erweiterungsflächen 
für das östlich benachbarte Heizkraftwerk 
zu schaffen. Derzeit werden die Flächen 
der Geltungsbereiche A und B weitest-
gehend als Ackerbrache genutzt. Eine 
kleine Teilfläche wird für den Spargelan-
bau beansprucht. Wir gehen davon aus, 
dass bezüglich der geplanten Umnut-
zung der Geltungsbereiche eine einver-
nehmliche Abstimmung mit den Eigen-
tümern und Bewirtschaftern der Fläche 
stattgefunden hat. 
Uns erscheint der Umfang der Aus-
gleichsflächen verhältnismäßig groß, 
sodass wir anregen, die Ausgleichsflä-
chen auch für weitere Bebauungspla-
nungen in Anspruch zu nehmen. 
Um die steigende Tendenz des Flächen-
verlustes im Raum Braunschweig zu be-
grenzen, bitten wir um einen sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden, gerade 
im Hinblick auf die Kalkulation der Kom-
pensationsflächen. 


 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächen im Plangebiet sind im Regi-
onalen Raumordnungsprogramm als 
Vorranggebiet für den Kraftwerkstandort 
Heizkraftwerk Braunschweig-Nord mit 
Schwerpunkt Primärenergie Gas darge-
stellt. 
 
Die Umweltbelange wurden unter Aus-
wertung der vorliegenden Fachplanun-
gen und Gutachten erfasst und gewich-
tet. 
Für die Beurteilung künftiger Vorhaben 
i. S. der Eingriffs-/ Ausgleichsregelung 
erfolgte eine vergleichende Bewertung 
des derzeitigen Landschaftszustandes 
mit dem Planzustand auf Basis des bei 
der Stadt Braunschweig regelmäßig zur 
Anwendung kommenden Osnabrücker 
Modells. Das Osnabrücker Modell dient 
der Bemessung von Eingriffsfolgen und 
Ausgleichsmaßnahmen. Dabei wird für 
die zu bilanzierenden Planungsbereiche 
beim Vergleich zwischen Bestand und 
Planung vom baurechtlich maximal zu-
lässigen Nutzungs- und Versiegelungs-
grad ausgegangen. Hieraus ergibt sich 
der Umfang der Ausgleichsflächen. 
 
Gleichwohl wird nicht verkannt, dass da-
für landwirtschaftlich genutzte Flächen 
unwiederbringlich verloren gehen. Die 
Schaffung der Erweiterungsflächen für 
das Heizkraftwerk wird in diesem Bereich 
allerdings höher bewertet, als der Erhalt 
der landwirtschaftlichen Flächen, da für 
die Erweiterung des Heizkraftwerkes nur 
diese Flächen an der Pfälzerstraße zur 
Verfügung stehen. Die Stadt Braun-
schweig übt damit ihre kommunale Pla-
nungshoheit aus. 
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Wir bitten um Berücksichtigung unserer 
Hinweise; Bedenken grundsätzlicher Art 
bestehen nicht. 


 
Mit den von den Planungen betroffenen 
Eigentümern der landwirtschaftlichen 
Flächen haben Gespräche stattgefun-
den. Im Wesentlichen konnte mit allen 
ein Einvernehmen erzielt werden. Ledig-
lich der Eigentümer der Teilfläche für 
den Spargelanbau hat sich endgültig mit 
der Überplanung seines Flurstückes 
nicht einverstanden erklärt. Aus diesem 
Grund wird diese Fläche nunmehr aus 
dem Geltungsbereich herausgenommen. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird teilweise be-
rücksichtigt. 
 


Schreiben der Gesellschaft für Lan-
deseisenbahnaufsicht mbH 
vom 7. Okt. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Die Unterlagen zu der o. a. Bauleitpla-
nung der Stadt Braunschweig haben wir 
durchgesehen und hinsichtlich eisen-
bahntechnischer Belange geprüft. Der 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
grenzt im Osten unmittelbar an die 
Bahnanlagen der Hafenbetriebsgesell-
schaft Braunschweig mbH, deren Belan-
ge durch die Bauleitplanung berührt 
werden. 
An der nordöstlichen Ecke des Gel-
tungsbereiches befindet sich im Zuge 
der Gemeindestraße Am Sandanger ein 
nicht-technisch gesicherter Bahnüber-
gang. Die Sicherung des Bahnübergan-
ges erfolgt durch Übersicht auf die Ei-
senbahnstrecke. Dabei ist die Freihal-
tung von Sichtflächen notwendig. 
 
Aus eisenbahntechnischer Sicht beste-
hen gegen die Festsetzung des Sonder-
gebietes Versorgungsanlagen durch den 
o. g. Bebauungsplan keine grundsätzli-
chen Einwände, wenn nachstehende 
Hinweise bei der Fortschreibung des Be-
bauungsplanes berücksichtigt werden: 
 
1. Die Eisenbahninfrastruktur der Hafen-


betriebsgesellschaft Braunschweig 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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mbH ist eine Serviceeinrichtung im 
Sinne von § 2 Abs. 3c des Allgemei-
nen Eisenbahngesetzes (AEG). Ser-
viceeinrichtungen sind gesetzlich ver-
pflichtet, allen genehmigten Eisen-
bahnverkehrsunternehmen (EVU) frei-
en Zugang zu ihrer Infrastruktur zu 
gewähren. Im Rahmen dieser Ver-
pflichtung ist eine Steigerung der An-
zahl der täglich verkehrenden Züge 
jederzeit möglich und zulässig. 


2. Der Bahnbetrieb verursacht Immissio-
nen, die auf die anliegenden Grund-
stücke einwirken können (Lärm, Staub 
und Erschütterungen). In welchem 
Umfang diese Immissionen bei der gu-
tachterlichen Untersuchung der vor-
handenen Lärmsituation berücksichtigt 
wurden, ist aus den vorliegenden Un-
terlagen nicht erkennbar. 


3. Die späteren Grundstückseigentümer 
der Flächen im Sondergebiet Versor-
gungsanlagen sollten im Interesse der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit durch eine 
entsprechende textliche Festlegung 
verpflichtet werden, entlang der 
Grundstücksgrenze in Richtung 
Bahngelände (Gleis) eine mindestens 
1 m hohe Einfriedung ohne Öffnung 
herzustellen. 


4. Zur Sicherung des benachbarten 
Bahnüberganges im Zuge der Ge-
meindestraße Am Sandanger sind 
gemäß § 11 der Eisenbahn- Bau- und 
Betriebsordnung (EBO) in Verbindung 
mit § 8 der Vorschrift für die Sicherung 
der Bahnübergänge bei nichtbundes-
eigenen Eisenbahnen (BÜV-NE) Sicht-
flächen vorgeschrieben. 
 
Bei einer Geschwindigkeit 
VE = 25 km/h auf der Schiene und ei-
ner Straßengeschwindigkeit 
VSt = 50 km/h (Sperrstrecke d < 10 m) 
sind folgende Sichtflächen erforder-
lich: 


 Anhalteweg la des Straßenfahr-
zeuges: la = 41 m (in Straßenach-
se vom Sehpunkt bis Andreas-
kreuz gemessen) 


 Annäherungsstrecke sa des Ei-


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bahntrasse wurde bei der Erarbei-
tung des Schallgutachtens berücksich-
tigt. 
 
 
 
 
 
 
Eine entsprechende textliche Festset-
zung wird ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die zeichnerischen Festsetzungen wer-
den entsprechend geändert bzw. er-
gänzt. 
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senbahnfahrzeuges: sa = 70 m (in 
Gleisachse vom Sichtpunkt bis 
Kreuzungspunkt des Gleis-/ Stra-
ßenachse gemessen) 


 
Uns zusätzlich für langsam räumende 
Straßenfahrzeuge mit VSt = 10 km/h: 


 Anhalteweg la des Straßenfahr-
zeuges: la = 6 m (in Straßenachse 
vom Sehpunkt bis Andreaskreuz 
gemessen) 


 Annäherungsstrecke sa des Ei-
senbahnfahrzeuges: sa = 185 m 
(in Gleisachse vom Sichtpunkt bis 
Kreuzungspunkt des Gleis-/ Stra-
ßenachse gemessen) 


 
Beide Sichtflächen (VSt = 50 km/h und 
VSt = 10 km/h) sind zu überlagern und 
in die zeichnerischen Festsetzungen 
für den Geltungsbereich A mit aufzu-
nehmen. 
Die Sichtflächen sind längs dem 
Bahngleis in einem Höhenbereich von 
1,5 m bis 4,0 m über Schienenober-
kante und längs der Straße in einem 
Höhenbereich von 1,0 m bis 2,5 m 
über Straßenoberkante von Bebau-
ung, Bepflanzung oder abgestellten 
Gegenständen auf Dauer freizuhalten. 


 
Um weitere Beteiligung an dieser Bau-
leitplanung der Stadt Braunschweig wird 
gebeten. Die Hafenbetriebsgesellschaft 
Braunschweig mbH erhält eine Durch-
schrift dieser Stellungnahme zur Kennt-
nis. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein entsprechender Hinweis wird unter 
den textlichen Festsetzungen ergänzt. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 


Schreiben der Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr (Geschäfts-
bereich Wolfenbüttel) 
vom 28. Sep. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Durch den Geltungsbereich A werden 
Belange, die seitens des Geschäftsberei-
ches Wolfenbüttel zu vertreten sind, 
nicht berührt. 


Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Hinsichtlich der A 391 (Geltungsbe-
reich B) bitte ich zuständigkeitshalber 
den Geschäftsbereich Hannover, Post-
fach 5849, 30058 Hannover, zu beteili-
gen. 
Unter der Voraussetzung, dass der Hin-
weis im weiteren Bauleitplanverfahren 
berücksichtigt wird, stimme ich dem o. a. 
Bebauungsplan in straßen- und 
verkehrlicher Hinsicht zu. 


Der Geschäftsbereich Hannover wurde 
parallel beteiligt. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
 


Schreiben der Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr (Geschäfts-
bereich Hannover) 
vom 11. Okt. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Durch das o. g. Vorhaben werden die 
Belange der in der Zuständigkeit der 
Nds. Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr, Geschäftsbereich Hannover, 
liegenden Autobahnen A2 und A392 be-
rührt. 
Ich kann dem Vorhaben zustimmen, weil 
die gesetzlich festgesetzte Bauverbots-
zone der A391 (gem. § 9 FStrG 40 m, 
gemessen vom Fahrbahnrand der Auto-
bahn; gilt auch für Anschlussstellenram-
pen) beachtet wird. 
Ich weise vorsorglich darauf hin, dass der 
Bund als Straßenbaulastträger der Auto-
bahnen für das Plangebiet im Nahbe-
reich dieser Bundesfernstraßen keinerlei 
Ansprüche auf zusätzliche Lärmschutz-
maßnahmen übernehmen wird. 


Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
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Schreiben des Polizeikommissariates 
Braunschweig-Nord 
vom 14. Okt. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Hinsichtlich der von Ihnen eingereichten 
Unterlagen zum Bebauungsplan 
"Pfälzerstraße-Südost" ist aus polizeili-
cher Sicht lediglich auf den Themenbe-
reich "Verkehrslenkung" einzugehen. 
Dabei muss darauf hingewiesen werden, 
dass schon heute die Pfälzerstraße, hier 
insbesondere der innerörtliche Bereich 
Veltenhof, die Schmalbachstraße und 
insbesondere der Knoten Gifhorner Stra-
ße/ Schmalbachstraße stark belastet 
sind. 
Eine Messung der Stadt Braunschweig 
im Oktober des Jahres 2009 in Veltenhof, 
unmittelbar vor der dortigen Schule, 
ergab, dass nahezu 39.000 Fahrzeuge 
den Messpunkt in 7 Tagen passierten. 
Ferner kann der o. g. Verkehrsknoten 
schon heute der Anzahl der dort fahren-
den Kraftfahrzeuge kaum noch gerecht 
werden. Eine vor kurzem durchgeführte 
Änderung der Schaltung der LSA konnte 
auch nur bedingt Abhilfe schaffen. 
Neben einer leistungsfähig gestalteten 
Anbindung des neu zu bebauenden Be-
reiches an die Pfälzerstraße erscheint es 
daher notwendig, auch für den o. g. Kno-
ten eine Steigerung der Leistungsfähig-
keit zu planen. 
Anderseitige Bedenken bestehen nicht. 
 


Die Schmalbachstraße und der Knoten 
Gifhorner Straße/ Schmalbachstraße 
liegen außerhalb des Geltungsbereiches 
und sind nicht Gegenstand dieser Pla-
nung. Die diesbezüglichen Hinweise 
werden daher lediglich zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
In der Pfälzerstraße soll im Bereich des 
neuen Baugebietes eine bauliche 
Querungshilfe mit einhergehender 
Fahrbahnverschwenkung die bestehen-
den Schleichverkehre eindämmen. Damit 
soll die Sicherheit insbesondere auch für 
die Kinder auf dem Schulweg erhöht 
werden. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
 


Schreiben der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH 
vom 11. Okt. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Die vorgesehenen Gewerbegebietsflä-
chen entlang der Pfälzerstraße (GE1, 
GE2 und MI) sind aufgrund der in der 
Pfälzerstraße vorhandenen Entwässe-
rungskanäle bereits als erschlossen an-


Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
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zusehen. Öffentlicher Kanalbau ist hier 
nicht erforderlich. 
Eine neue Bebauung in der Fläche SO 
wäre über die Straße Sandanger er-
schließbar. Öffentliche Kanäle sind hier 
ebenfalls nicht neu herzustellen. 
Die Umsetzung dieses Bebauungsplan-
vorhabens ist aus Sicht der Stadtentwäs-
serung Braunschweig GmbH ohne zu-
sätzliche Kanalbaumaßnahmen möglich. 
Dem Bebauungsplan wird zugestimmt. 
(…) 
  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
 
 
 


Schreiben der ALBA Braunschweig 
GmbH 
vom 28. Sep. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Zu Ihrer Anfrage geben wir folgende 
Stellungnahme ab: 


1. In dem aufgezeigten Bereich haben 
wir keine Planungsabsichten. 


2. Da es sich hier um ein Sondergebiet 
handelt, werden keine Belange der 
Wertstoffsammlung berührt. 


Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
 


Schreiben der E.ON Netz GmbH 
vom 19. Okt. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Im Bereich Ihrer Planung verlaufen unse-
re o. a. Hochspannungsfreileitungen un-
serer Gesellschaft. 
 
Unsere Belange sind in dem Anhang 
detailliert beschreiben. Diese sind von 
Ihnen in die Begründung aufzunehmen. 
Zu Ihrer Information erhalten Sie Be-
standspläne, aus denen Sie den Lei-
tungsverlauf entnehmen können. 
Am Verfahren bitten wir Sie, uns weiter-


Die erforderlichen Schutzbereiche für die 
Hochspannungsfreileitungen sind bereits 
in den zeichnerischen Festsetzungen 
enthalten. 
 
Unter den textlichen Festsetzungen wird 
ein Hinweis zu den Beschränkungen für 
die Bepflanzung in den Schutzbereichen 
ergänzt. 
 
Im Übrigen wird der Inhalt der Stellung-
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hin zu beteiligen. nahme zur Kenntnis genommen und 
zwecks Koordinierung bei der Erschlie-
ßung des Gebietes dem Baureferat mit 
der Bitte um Berücksichtigung zur Verfü-
gung gestellt. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird im Wesentlichen 
berücksichtigt. 
 


Schreiben des Ortsheimatpflegers 
vom 8. Nov. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Die Unterlagen zu dem o. g. Be-
bauungsplan habe ich erst über Umwege 
erhalten, obwohl hier auch die Gemar-
kung von Rühme betroffen ist. Wie mit 
Ihnen am Telefon persönlich bespro-
chen, erhalten Sie hierzu meine Stel-
lungnahme zu dem Bauvorhaben. 
(…) 
 
Geltungsbereich A: 
Das ausgewiesene Gebiet berührt in Tei-
len die Gemarkung Rühme, Flur 4, und 
die darin enthaltene Landwehr. 
Unter Pkt. 4.5.7. – Kulturgüter und sons-
tige Sachgüter – hat das Niedersächsi-
sche Landesamt für Denkmalpflege eine 
grundsätzliche Stellungnahme zur Be-
deutung und Schutzstellung der Land-
wehr abgegeben. Das vom Vorhaben 
betroffene Gelände liegt im Bereich des 
Bodendenkmals Landwehr, 
§ 3 84) NDSchG, westlich hiervon erhal-
tene Bereiche sind gemäß § 3 NDSchG 
als archäologisches Baudenkmal und 
zusätzlich als Naturdenkmal gemäß 
NNatG (ND-BS15) ausgewiesen. 
Die von dem Niedersächsischen Lande-
samt für Denkmalpflege im Jahr 2007 
angeregte Magnetometer-Prospektion 
erbrachte keine verwertbaren Ergebnisse 
östlich der Pfälzerstraße durch die hier 
befindliche Metalldeponie. 
Bei der Durchführung des o. g. Bauvor-
habens ist davon auszugehen, dass um-
fangreiche Tiefbauarbeiten erfolgen wer-
den. Es ist jedoch nicht auszuschließen, 
dass bei den Tiefbauarbeiten für die ge-
planten Gebäude, Straßen und Wege, 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teile der ehemaligen Landwehr befinden 
sich im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes. Eine Untersuchung des 
Niedersächsischen Landesamtes für 
Denkmalpflege im Jahr 2007 blieb jedoch 
ohne Befund. Dennoch ist nicht auszu-
schließen, dass Reste der historischen 
Landwehr oder damit in Verbindung ste-
hende Befunde bei Erdarbeiten zu Tage 
treten. Aus diesem Grund wird eine bau-
begleitende archäologische Beobach-
tung (archäologische Bestandsanalyse) 
bei den zu erwartenden Tiefbauarbeiten 
empfohlen und als Hinweis in den Be-
bauungsplan aufgenommen.  
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Ver-, Entsorgungs- und Medienleitungen 
sowie Baumgruppen archäologische 
Restbefunde zur Landwehr zu beobach-
ten sind. Aus diesem Grund ist es erfor-
derlich, eine baubegleitende archäologi-
sche Beobachtung (archäologische Be-
standsanalyse) bei den zu erwartenden 
Tiefbauarbeiten zu fordern. 
Das Ziel der archäologischen Beobach-
tung, falls erforderlich eine archäologi-
sche Dokumentation, besteht darin, die 
möglichen vorhandenen Restbefunde 
und Funde des Bodendenkmals in die-
sem Bereich vor der Teilzerstörung im 
Tiefbauarbeitsbereich freizulegen, zu 
dokumentieren, zu bergen und zu inter-
pretieren. Diese archäologische Doku-
mentation muss in Absprache und im 
Einvernehmen mit der Denkmalfachbe-
hörde durchgeführt werden. 
 
 
Geltungsbereich B: 
Das ausgewiesene Gebiet gehört zur 
Gemarkung Hagen und wird von Flurstü-
cken der Gemarkung Rühme begrenzt. 
Der sogenannte Münzberg, im Jahr 1679 
aus der Gemarkung Rühme ausgelöst 
und verkauft, ist von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen und einer Kleingartensied-
lung begrenzt. Auf den landwirtschaftli-
chen Nutzflächen konnten archäologi-
sche Funde, Scherben und Keramik un-
terschiedlicher Zeitstellung beobachtet 
werden. 
Bei der Durchführung des Bauvorhabens 
im Geltungsbereich A sollen hier Aus-
gleichsflächen für Baumpflanzungen 
entstehen. Es ist davon auszugehen, 
dass die Tiefbauarbeiten für die geplan-
ten Baumgruppen archäologische Be-
funde zu einer archäologischen Ver-
dachtsfläche teilzerstören. Aus diesem 
Grund ist es erforderlich, eine baubeglei-
tende archäologische Beobachtung (ar-
chäologische Bestandsanalyse) bei den 
zu erwartenden Tiefbauarbeiten zu for-
dern. 
Das Ziel der archäologischen Beobach-
tung und, falls erforderlich, einer archäo-
logischen Dokumentation, besteht darin, 
die möglichen vorhandenen archäologi-
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schen Befunde und Funde des mögli-
chen, bisher unbekannten Fundplatzes 
in diesem Bereich vor der Teilzerstörung 
im Tiefbauarbeitsbereich freizulegen, zu 
dokumentieren, zu bergen und zu inter-
pretieren. Diese archäologische Doku-
mentation muss in Absprache und im 
Einvernehmen mit der Denkmalfachbe-
hörde durchgeführt werden. 
  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt 
und als Hinweis den textlichen Festset-
zungen ergänzt. Eine erneute Auslegung 
des Bebauungsplanes wird dadurch 
nicht erforderlich.  
 


Schreiben der Braunschweig Zukunft 
GmbH 
vom 12. Okt. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Mit Schreiben vom 17. Sept. 2010 haben 
Sie uns im Rahmen der Trägerbeteili-
gung über die Änderung/ Aufstellung 
des o. g. Bebauungsplanes mit der Bitte 
um Stellungnahme informiert. 
Durch den Bebauungsplan sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine Nutzung des Bereiches als Ge-
werbegebiet bzw. Sondergebiet für die 
Erweiterung des Heizkraftwerkes herge-
stellt werden. 
Die Schaffung von zusätzlichen Gewer-
beflächen im Ortseingangsbereich nach 
Veltenhof wird seitens der Wirtschafts-
förderung begrüßt. In diesem Zusam-
menhang beziehen wir uns auf den dies-
bezüglichen Schriftverkehr und die diver-
sen Gespräche mit Vertretern des Stadt-
bezirksrates 322 aus den letzten Jahren. 
Von hieraus bestehen daher keine Be-
denken gegen die Aufstellung des Be-
bauungsplanes. 


Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bedingt keine Ände-
rung der Planunterlagen. 
 


 








 
 Anlage 6 
 Stand: 1. Aug. 2013 
 
 
Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift 
Pfälzerstraße-Südost VH 26 
Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vom 20. Juli 2012 bis zum 20. August 2012 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben vom 30. Juli 2012 
der E.ON Avacon AG 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
(…) 
Im Plangebiet verläuft folgende Gas-
hochdruckleitung mit Begleitkabel: 
GTL0000221   Walle – BS/ Uferstraße   
MOP 70 DN 300. 
Die oben genannte Gashochdruckleitung 
ist in einem Schutzstreifen von 15,0 m 
Breite, d. h., 7,5 m links und rechts der 
Leitungsachse verlegt. Innerhalb des 
Schutzstreifens dürfen keine Maßnah-
men erfolgen, die den Bestand oder Be-
trieb der Leitung beeinträchtigen oder 
gefährden könnten. Dazu zählen u. a. 
das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
sowie Bodenauftrag oder -abtrag. Bitte 
beachten Sie bei der Anordnung neuer 
Vorflutgräben, dass eine Leitungsüber-
deckung von mind. 1,0 m gewährleiste 
sein muss. 
Den Verlauf der Leitung entnehmen Sie 
bitte dem beigefügten Übersichtsplan im 
Maßstab 1:25.000. Die genaue Lage der 
Leitung können Sie den beigefügten La-
geplänen im Maßstab 1:500 entnehmen. 
Sollten Sie Pläne in weiteren Maßstäben 
benötigen, so können Sie sich gerne an 
uns wenden. 
Gegen das Verfahren erheben wir keine 
Einwände. Sicherheitshalber weisen wir 
jedoch darauf hin, dass die Leitung auf 
keinen Fall überbaut werden darf. 
(…) 
Wir bitten um Beteiligung am weiteren 
Verfahren. 
(…) 


 
Eine Überprüfung hat ergeben, dass die 
Leitung sowie der komplette Schutzbe-
reich außerhalb des Geltungsbereiches 
liegen. 
Eine Änderung der Planentwürfe ist nicht 
erforderlich. 
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Vorschlag der Verwaltung: 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben vom 27. Juli 2012 
der LEA GmbH 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Die Unterlagen zu o. g. Bauleitplanver-
fahren der Stadt Braunschweig haben 
wir im Internet durchgesehen und auf 
eisenbahntechnische Belange hin über-
prüft. 
In unserer Stellungnahme vom 
07.10.2010, AZ. BSH 236 / L3-0692, ha-
ben wir auf die Sicherung des benach-
barten nichttechnisch gesicherten Bahn-
überganges im Zuge der Gemeindestra-
ße Am Sandanger hingewiesen. In der 
zeichnerischen Festsetzung des Be-
bauungsplanes sind die vorgeschriebe-
nen Sichtflächen laut § 11 der "Eisen-
bahn- Bau- und Betriebsordnung (EBO)" 
in Verbindung mit § 8 der "Vorschrift für 
die Sicherung der Bahnübergänge bei 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen (BÜV-
NE) unzureichend dargestellt. 
Wir bitten Sie folglich, entsprechend der 
vorangegangenen Stellungnahme die 
Festsetzung in "Sichtflächen nach § 11 
der EBO i. V. m. § 8 BÜV-NE" zu ändern 
und die zeichnerische Darstellung zu 
berichtigen. 
Wie bereist beschrieben, berechnen sich 
die Sichtflächen bei einer Geschwindig-
keit VE = 25 km/h auf der Schiene und 
einer Straßengeschwindigkeit VSt = 
50 km/h (Sperrstrecke d < 10,00 m) mit: 


Anhalteweg la des Straßenfahrzeuges: 
la = 41 m (in Sichtachse vom Sehpunkt 
bis Andreaskreuz gemessen) 
Annäherungsstrecke sa des Eisen-
bahnfahrzeuges: sa = 70 m (in Gleis-
achse vom Sichtpunkt bis Kreuzungs-
punkt der Gleis-/ Straßenachse ge-
messen) 


Und zusätzlich für langsam räumende 
Straßenfahrzeuge mit VSt = 10 km/h: 


Anhalteweg la des Straßenfahrzeuges: 
la = 6 m (in Sichtachse vom Sehpunkt 
bis Andreaskreuz gemessen) 


Eine Überprüfung der konstruierten 
Sichtflächen hat ergeben, dass die 
zeichnerische Darstellung im Grundsatz 
richtig ist. Jedoch ist die bisherige Art der 
Darstellung der Sichtflächen missver-
ständlich, da lediglich die Flächenanteile 
innerhalb des Geltungsbereiches ge-
kennzeichnet und darüber hinaus beide 
sich überlagernden Sichtflächen als eine 
Gesamtfläche dargestellt werden. Zum 
besseren Verständnis erfolgt hier eine 
Modifizierung der nachrichtlichen Über-
nahme. 
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Annäherungsstrecke sa des Eisen-
bahnfahrzeuges: sa = 185 m (in Gleis-
achse vom Sichtpunkt bis Kreuzungs-
punkt der Gleis-/ Straßenachse ge-
messen) 


(…) 
Wir bitten Sie, die von Ihnen eingezeich-
neten Sichtflächen daraufhin nochmals 
zu überprüfen. 
Aus eisenbahntechnischer Sicht beste-
hen gegen die Festsetzung dieses Be-
bauungsplanes keine Einwände, wenn 
oben stehende Hinweise bei der Überar-
beitung berücksichtig werden. 
(…) 
  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die Planentwürfe werden entsprechend 
geändert. Diese redaktionelle Änderung 
bedingt keine erneute Auslegung. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben vom 9. August 2012 
der Nds. Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Durch den Geltungsbereich A werden 
Belange, die seitens des Geschäftsberei-
ches Wolfenbüttel zu vertreten sind, 
auch weiterhin nicht berührt. 
Auf meine Stellungnahme gemäß § 4 (2) 
BauGB vom 28.09.10 hinsichtlich der 
Beteiligung des Geschäftsbereiches 
Hannover, Postfach 5849, 30058 Hanno-
ver, für den Bereich der A 391, weise ich 
hin. 
Unter der Voraussetzung, dass der Hin-
weis im weiteren Bauleitplanverfahren 
berücksichtigt wird, stimme ich dem Be-
bauungsplan in straßenbau- und 
verkehrlicher Hinsicht zu. 


Der Geschäftsbereich Hannover wurde 
beteiligt. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben vom 13. August 2012 
der E.ON Netz GmbH 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Der Geltungsbereich A wird von unseren 
obigen Hochspannungsfreileitungen 
überspannt. 
Unsere grundsätzliche Stellungnahme 
vom 19.10.2010 behält weiterhin ihre 
Gültigkeit. 
Wir bitten Sie, uns weiter am Verfahren 
zu beteiligen. 


Die genannten Freileitungen wurden be-
reits in der Planung berücksichtigt. 
Der Verlauf der Leitungen sowie die 
Schutzbereiche wurden bereits in die 
zeichnerischen Festsetzungen über-
nommen und vermaßt. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben vom16. August 2012 
der Landwirtschaftskamme Nds. 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Nach Durchsicht der Unterlagen nehmen 
wir zu den Vorhaben aus Sicht der von 
der Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen zu vertretenden öffentlichen und 
fachlichen Belange wie folgt Stellung: 
Mit vorliegender Planung soll das Gebiet 
gemäß Geltungsbereich  A zwischen der 
Pfälzerstraße, Sandanger und der vor-
handenen Bahnlinie in Veltenhof als 
Sondergebiet dargestellt werden. Es sol-
len hier umfangreiche Lager- und Tank-
flächen für das angrenzend geplante 
Gas- und Turbinenwerk sowie weitere 
Gewebegebietsflächen entstehen. 
Erforderliche Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen sollen neben einer Umset-
zung im Geltungsbereich A im Geltungs-
bereich B umgesetzt werden. 
Grundsätzliche Bedenken gegen die 
Planung bestehen unsererseits nicht. 


Eine Stellungnahme ist nicht erforderlich, 
da kein neuer Sachverhalt geschildert 
wird. 


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben vom 19. August 2012 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Hiermit möchte ich gegen den veröffent-
lichten Bebauungsplanentwurf Wider-
spruch einlegen. 
Als Eigentümer der Fläche XXX, die in 
den nächsten 5 Jahren noch als Spar-
gelacker genutzt werden soll, werde ich 
durch den vorliegenden Entwurf völlig ins 
Abseits gestellt. Zunächst bin ich sehr 
verwundert, dass mein Grundstück ent-
gegen der unter 3 beschriebenen Be-
bauungsplangrenzen in allen Zeichnun-
gen außerhalb des Planes liegt und so-
gar deutlich durch die geplanten Grün-
streifenverläufe aus dem Plan ausge-
grenzt wird. Bei allen bisher im Bezirksrat 
vorgestellten Entwürfen lag mein Grund-
stück im Planbereich, was die textliche 
Beschreibung der Plangrenzen ja auch 
weiterhin aussagt. Daher erwarte ich wei-
terhin mit meiner Fläche zum Be-
bauungsplan zu gehören. 
Des Weiteren vermisse ich im Plan jegli-
che Erwähnung meiner ausgeklammer-
ten Fläche. Durch den jetzigen Versuch 
des Ausschlusses aus dem Plan und der 
Erklärung zur "freien Landschaft" wird 
mein Grundstück einer extremen Wert-
minderung unterworfen. Ich besitze nun 
ein Grundstück, rundherum von Flächen 
der BS-Energy umgeben, sozusagen als 
Insel auf dem Energygrundstück. Durch 
die Planung des Grünstreifens besteht 
auch später nicht die Möglichkeit, meine 
Fläche in das Energygrundstück zu inte-
grieren. 
Vergeblich suche ich eine Zuwegung zu 
meiner Fläche. Da der bisherige befestig-
te Weg durch Anpflanzungen überplant 
wird erwarte ich die Herstellung einer 
befestigten Zuwegung von 3,50 Metern 
Breite, die ich für meine landwirtschaftli-
chen Maschinen benötige. Dieser neue 
Weg ist grundbuchlich wie bisher mit 
eingetragenem Wegerecht zu sichern. 
Diese Zuwegung taucht weder textlich im 
Entwurf auf noch sind unter 8.2. Kosten 
für die Finanzierung eingesetzt. 
Bei Wiedereingliederung meines Grund-
stücks in den Plan erwarte ich für mein 


 
 
 
Das in Rede stehenden Flurstück kann 
weiter wie bisher als Spargelacker ge-
nutzt werden. Der Eigentümer der Teil-
fläche hat sich mit der früher vorgesehe-
nen Überplanung seines Flurstückes 
nicht einverstanden erklärt. Darüber hin-
aus wird die zwingende städtebauliche 
Notwendigkeit einer Einbeziehung des 
Grundstücks in den Geltungsbereich des 
Bebauungsplans nicht gesehen. 
 
 
 
 
Im Bezirksrat wurde im Rahmen der An-
hörung zum Auslegungsbeschluss der 
Bebauungsplan vorgestellt. Dabei war 
besagtes Grundstück nicht im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes enthalten.  
 
 
 
Eine Wertminderung aufgrund der Auf-
stellung des Bebauungsplanes ist nicht 
erkennbar, da die ausgeübte Nutzung 
durch den Bebauungsplan nicht einge-
schränkt wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die bisherige gesicherte Zuwegung zu 
dem Flurstück kann erhalten bleiben. Sie 
erscheint als Zufahrt für die extensive 
landwirtschaftliche Nutzung ausreichend 
geeignet. Auf Anregung des StBezR (Er-
gänzung zur Vorlage DS-Nr.: 15247/12) 
wurden die textlichen Festsetzungen da-
hingehend erweitert, dass eine Zufahrt 
auch im Bereich des Pflanzstreifens in 
ausreichender Breite möglich bleibt. Die 
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Grundstück eine Befreiung von der Be-
pflanzungspflicht (Maßnahmen 4.6.1.) 
und eine Reduzierung der Baugrenzen, 
so wie im vorderen Gewerbegebiet auch, 
auf 3 Meter zur öffentlichen Grünfläche, 
um später darauf eine Gewerbehalle zu 
erstellen. 
Sollte der Bebauungsplan ohne die Er-
füllung meiner berechtigten Forderun-
gen, insbesondere der Zuwegung in 
Kraft treten, würde mir leider nur die 
Möglichkeit des Klageweges zur Durch-
setzung meines Rechts verbleiben. 
Gestatten Sie mir ein persönliches Wort 
zum Abschluss. Es ist mir völlig unver-
ständlich, warum mir bis heute weder 
von der Stadt noch von BS-Energy ein 
Kaufangebot unterbreitet worden ist. Die 
Erschließung meines Grundstücks durch 
einen befestigten Weg wird mit Sicher-
heit einen hohen fünfstelligen Betrag 
kosten und übersteigt den Wert damit 
um ein Vielfaches. 


Pflicht zur baulichen Herstellung einer 
neuen Zuwegung lässt sich aus daraus 
hingegen nicht ableiten. Die Herstellung 
und Ausgestaltung der Zuwegung ist 
Sache des Grundstückseigentümers 
bzw. des Nutznießers.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Recht einer Veräußerung des Flur-
stückes an Dritte oder an BS-Energy be-
steht unabhängig von der Bauleitpla-
nung und wird durch den Bebauungs-
plan nicht eingeschränkt.    


  
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird nicht berück-
sichtigt.  
 


 

























